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Finanzielle Auswir­
kungen der StEOP 

Bund 2013/8 

Studienvoranmeldung sowie Studieneingangs­
und Orientierungsphase 

tierten Steuerung in Zusammenarbeit mit den Universitäten Kriterien 
zur Messung der Auswirkungen der StEOP ehestens festzulegen, um 
im Hinblick auf die im UG vorgesehene Evaluierung bereits jetzt und 
laufend jene Datenbasis zu generieren, die als Grundlage für die spä­
tere Evaluierung nötig ist. Dazu wäre auch sicherzustellen, dass die 
von der StEOP betroffenen Universitäten statistische Auswertungen 
zu bestimmten vergangenen Vergleichszeitpunkten erstellen können. 

27.3 Laut Stellungnahme der Universität Innsbruck zeige sich bei einem 

Vergleich der Erfolgsquote und der Größe der mittleren StEOP-ECTS­

Anrechnungspunkte an den betrachteten Universitäten zum ausgewälll­

ten Stichtag, dassfür eine Erfolgsquote von mehr als 50 % die StEOP­

Größe im Bereich vonfünf bis zelln ECTS-Anreellllungspunkten liegen 

müsse. Eine Größe von 10 ECTS-Anreellllungspunkten (knapp 6 % 

eines Baclle/orstudiums) schien ihr ein guter Kompromiss zu sein. 

Laut Siellungnahme der Universität Wien verzerre die Einbeziehung von 

Studierenden - die formal zwar zugelassen waren, aber zu keiner ein­

zigen Prüfung antraten - die Berechnung der Erfolgsquote. Das Recht 

zur Zulassung zu mellreren Studien sei gesetzlich nicht beschränkt 

und es gebe keine sanktionierbare Pflicht zur Abmeldung "on nicht 

betriebenen Studien. Auch gebe es keine gesetzliche Verpf/icl,tung für 

die Studierenden, die StEOP in einem bestimmten Zeitraum abzule­

gen. Würden daller bei der Berechnung der Erfolgsquote jene "nic!Jt 

akti"ierten Studien" (an der Universität Wien rd. 37 % der belegten 

Studien) ausgeklammert werden, ergebe siel, für die Universität Wien 

eine Erfolgsquote von rd. 55 %. 

Weiters bliebe laut Universität Wien bei einer gesamthajten statis­

tischen Darstellung die Heterogenität der Studierenden lIinsichtlich 

illres geplanten Zeitaufwands für das Studium (z.B. Tei/zeitstudie­

rende, Berufs- und Betreuungspf/icllten) unberücksichtigt. 

Laut Wirtschajtsuniversität Wien schien ihr eine empirische Darstel­

lung der StEOP-Daten aufgrund des noch kurzen BetracJ'tungszeit­

raums für wenig aussagekräjtig. 

28.1 ( I )  Die Umsetzung der StEOP führte an den beiden überprüften 
Universitäten zu einem erhöhten Arbeits- bzw. Verwaltungsaufwand. 
Die Universität Graz stellte - zur Unterstützung der Studienabtei­
lung - eine zusätzliche MitarbeiterinJ8 an; die Universität lnnsbruck 
fand mit dem bestehenden Personal das Auslangen. 

18 rur den Zeitraum vom 20. Juni 2011 bis JO. Seplcmber 2011 

297 

III-21 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 04 Hauptdokument Teil 4 (gescanntes Original) 1 von 90

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



Statistiken zur StEOP 

R 
-

H 

Neben diesen Personalaufwendungen in Höhe von rd. 8.000 EUR fIe­
len an der Universität Graz zusätzliche sonstige Aufwendungen von 
rd. 3.000 EUR für die Anpassungen der IT -Applikation ,UNIGRAZon­
line' an; an der Universität Innsbruck nahm die hauseigene IT -Abtei­
lung die programmtechnischen Änderungen für die StEOP vor. 

(2) Höhere zusätzliche Aufwendungen entstanden an den beiden über­
prüften Universitäten im Bereich der Lehre; die Umsetzung der StEOP 
erforderte eine Anpassung des Lehrangebots entsprechend den geän­
derten Curricula. Die beiden überprüften Universitäten zogen bis auf 
Einzelfalle bestehende Lehrveranstaltungen für die StEOP heran; an 
der Universität Graz wurde der Lehrveranstaltungstyp ,Orientierungs­
lehrveranstaltung' zusätzlich angeboten und an der Universität Inns­
bruck waren - insbesondere für das Sommersemester 2012 - zusätz­
liche Lehrveranstaltungen anzubieten (siehe TZ 25). 

Für das Studienjahr 2011/2012 betrugen die Aufwendungen des zusätz­
lichen Lehrangebots an der Universität Graz rd. 21 .000 EUR, an der 
Universität Innsbruck rd. 90.000 EUR. 

(3) Die anderen neun Universitäten setzten die StEOP größtenteils ohne 
zusätzlichem administrativen Personal um; zusätzliche Aufwendungen 
entstanden ebenso - wie an den beiden überprüften Universitäten -
für die Bereitstellung von StEOP-Lehrveranstaltungen. 

(4) Die nachfolgende Tabelle zeigt die Aufwendungen der beiden über­
prüften Universitäten im Studienjahr 201 1/20 12  für die StEOP: 

Tabelle 6: Finanzielle Aufwendungen der bei den überprüften Universitäten im 
Studienjahr 2011/2012 für die StEOP 

Aufwendungen 

Studieneingangs- und Orientierungsphase 

Personal 

Lehre 

Sonstiges (IT) 

.;;_t·�"'.,�. -.. ,.-t"',l t�-:" • 
.,�=-. ... I! ••. ..:' '''jr. , 

•• 'r>;. t, " �:"_; .�.� 

Quellen: Universität Gral, Universität Innsbruck, BMWF 
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Universität Graz Universität BMWF Innsbruck 

in EUR 

8.089,46 

21.355,79 90.269,28 

2.880,00 

Bund 201 3/8 
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Bund 2013/8 

Studienvoranmeldung sowie Studieneingangs­
und Orientierungsphase 

Die Aufwendungen in der Tabelle stellen nur die zusätzlichen Aufwen­
dungen der beiden überprüften Universitäten dar; gesonderte Zeitauf­
zeichnungen über die insgesamt geleisteten Tätigkeiten zur Umsetzung 
der StEOP lagen nicht vor. 

28.2 Der RH stellte fest, dass die beiden überprüften Universitäten die StEOP 
mit geringen zusätzlichen fInanziellen Mitteln umsetzen konnten. Er 
wies jedoch darauf hin, dass einerseits aufgrund fehlender Zeitauf­
zeichnungen der erhöhte Arbeits- bzw. Verwaltungsaufwand bei der 
Umsetzung der StEOP nicht monetär dargestellt werden konnte und 
andererseits durch die Vorgaben für die StEOP den beiden überprüften 
Universitäten in der Lehre wiederkehrende und somit laufende Auf­
wendungen (Bereitstellung von zusätzlichen Lehrveranstaltungen ins­
besondere im Sommersemester) entstanden sind. 

Er empfahl den überprüften Universitäten im Hinblick auf eine mone­
täre Bewertung und kostenrechnerische Darstellung dieser zusätzlichen 
Aufwendungen, besonders im Hinblick auf die durchzuführende Eva­
luierung der StEOP, Maßnahmen zur Feststellung des Ressourcenein­
satzes zu ergreifen. 

28.3 Die Uni/iersität Graz teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass aufgrund 

der kurzfristigen Umsetzungsziele hinsichtlich StEOP und Studien­

voranmeldung sowie der in diesem Zeitraum stattgefundenen Novellie­

rung des UG eine detaillierte Feststellung des Ressourceneinsatzes nicht 

möglicll gewesell sei. Sie ne/llne diese Empfehlung aber für zukünftige 

gleich gelagerte Fälle auf 

29 Für die vorgesehene Evaluierung der StEOP wären aus Sicht des RH 
zusammenfassend folgende Aspekte miteinzubeziehen, um die Quali­
tät der StEOP sicherzustellen: 

Workload (ECTS-Anrechnungspunkte) der StEOP in den unter­
schiedlichen Studien; 

- inhaltliche Ausgestaltung der StEOP (insbesondere Arten und Inhalte 
der Lehrveranstaltungen); 

- StEOP-Prüfungen (insbesondere Anzahl, Art (bspw. prüfungsim­
manente Lehrveranstaltungen) und Termingestaltung); 

- Monitoring der StEOP (insbesondere durch die elektronische Stu­
dienverwaltung) ; 
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- Ergreifen von Maßnahmen zur Feststellung des Ressourceneinsatzes, 
im Hinblick auf eine monetäre Bewertung und kostenrechnerische 
Darstellung von zusätzlichen administrativen Aufwendungen; 

- ehestmögliche Festlegung der Kriterien zur Messung der Auswir­
kungen der StEOP, um laufend jene Datenbasis zu generieren, die 
als Grundlage für die spätere Evaluierung nötig ist; 

- Sicherstellen, dass statistische Auswertungen zu einem bestimmten 
vergangenen Vergleichszeitpunkt erstellt werden können. 

Bund 2013/8 
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30 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

(1) In Zukunft wären gesetzliche NeuregeIungen so rechtzeitig ein­

zuleiten, dass den begutachtenden Stellen eine angemessene, wenn 

möglich sechswöchige, Frist zur Begutachtung eingeräumt werden 

kann und zur Umsetzung der Regelung ausreichend Zeit besteht. erZ 3) 

(2) Änderungen an Begutachtungsentwürfen und deren Motive 

wären nachvollziehbar zu dokumentieren und aufzubewahren. (TZ 3) 

(3) Das BMWF sollte in Fällen bekannt gewordener Verletzungen der 

Einhaltung der Gesetze und Verordnungen einschließlich der Sat­

zungen der Universitäten seine Rechtsaufsicht wahrnehmen. (TZ 7) 

(4) Es wäre auf eine entsprechende gesetzliche KlarsteIlung im § 66 
UG hinzuwirken, ob jene Zugangsregelungen, weIche die Rekto­

rate der Universitäten oder die Bundesregierung auf der Grundlage 

des UG, aber durch Verordnungen trafen, als besondere gesetzliche 

(Zulassungs-)Regelungen anzusehen waren, die den Entfall einer 

StEOP begründen konnten. (TZ 17) 

(5) Auf eine weitere gesetzliche Regelung wäre mit dem Ziel hinzu­

wirken, dass die Evaluierung der StEOP durchgeführt wird, bevor 

die sie betreffenden Regelungen auslaufen oder die StEOP-Gel­

tungsdauer entsprechend verlängert wird, so dass eine Fristenkon­

gruenz zwischen Evaluierung und StEOP-Geltungsdauer hergestellt 

wird. (TZ 1 9) 

(6) Im Rahmen der Rechtsaufsicht wäre darauf zu achten, dass alle 

betroffenen Universitäten die StEOP dem UG entsprechend voll­

ständig umsetzen. (TZ 20) 

(7) Die Frage des "idealtypischen" Ausmaßes einer StEOP in den 

unterschiedlichen Studien wäre im Hinblick auf die Zielsetzung der 

StEOP bei der gesetzlich vorgesehenen Evaluierung besonders zu 

beachten und darauf basiernd eine entsprechende gesetzliche Prä­

zisierung in die Wege zu leiten. (TZ 22) 

(B) Im Rahmen der Evaluierung der StEOP wären im Besonde­

ren auch die jeweiligen inhaltlichen Ausgestaltungen der StEOP zu 

berückSichtigen. Für den FaU der Fortführung der StEOP wären ent­

weder die gesetzlichen Bestimmungen entsprechend den Erkennt-
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nissen der Evaluierung zu konkretisieren oder zumindest diesbe­

zügliche Empfehlungen an die Universitäten abzugeben. (TZ 23) 

(9) Da unklar war, wie die gesetzliche Forderung nach zwei Prü­

fungen, für die in jedem Semester zwei Prüfungstermine anzuset­

zen waren, bei StEOP-lehrveranstaltungen mit immanentem Prü­

fungscharakter umgesetzt werden soll, wäre eine entsprechende 

KlarsteIlung erforderlich. (TZ 24) 

(10) Es wäre k larzustellen, dass Prüfungstermine für StEOP-lehr­

veranstaltungen auch während der lehrveranstaltungsfreien Zeit 

zulässig sind, um den Vorgaben des UG nach zwei Prüfungstermi­

nen pro Semester zu entsprechen. (TZ 24) 

(1 t) In der Evaluierung der StEOP sollten auch die Zweckmäßig­

keit von eingeschränkten Wiederholungsmöglichkeiten, die Prü­

fungsarten sowie die Festlegung der Prüfungstermine berücksich­

tigt werden. (TZ 24) 

(12) Es wäre klarzustellen, ob in begründeten Ausnahmefällen 

StEOP-lehrveranstaltungen im Sommersemester durch Alterna­

tiven ersetzt werden können, wenn ihre Absolvierung trotzdem 

sichergestellt ist. Gegebenenfalls wären diese alternativen Durch­

führungsformen hinsichtlich ihrer Zielerreichung in die Evaluie­

rung der StEOP miteinzubeziehen. (TZ 25) 

(13) Im Einvernehmen mit den Universitäten wäre auch das Moni­

toring der StEOP (insbesondere durch die elektronischen Studien­

verwaltungssysteme) in die Evaluierung miteinzubeziehen. (TZ 26) 

(14) Das BMWF sollte klarstel len, ob die Einflihrung einer StEOP 

auch in Studien mit Eignungsprüfungen zulässig ist. In der Folge 

dieser Klarstellung sollte die Universität Graz die Curricula der bei­

den Sportstudien erforderlichenfalls adaptieren. (TZ 20) 

(15) Bei Informationskampagnen wäre vom BMWF gemeinsam mit 

den Universitäten eine Wirkungsanalyse der einzelnen Informati­

onsmaßnahmen (bspw. durch Abfrage der durch die Studienanfän­

ger in Anspruch genommenen Informationsquellen im Zuge einer 

elektronischen Vorerfassung) vorzusehen. (TZ 1 1 )  

Bund 2013/8 
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Bund 2013/8 

Studienvoranmeldung sowie Studieneingangs­
und Orientierungsphase 

(16) Zur Bereinigung der Situation betreffend die Absolvierung 

(neben StEOP-bezogener) weiterer Lehrveranstaltungen empfahl der 

RH alternativ folgende Maßnahmen: 

1. Änderung der Vorgaben und Curricula an den Universitäten 

dahingehend, dass zunächst alle Prüfungen der StEOP absolviert 

werden müssen, bevor Prüfungen aus Nicht-StEOP-Lehrveran­

staltungen abgelegt werden dürfen; 

2. Änderung des UG dahingehend, dass es in einem klar definierten 

maximalen Ausmaß die Ablegung von Prüfungen aus Nicht­

StEOP-Lehrveranstaltungen vor Absolvierung der StEOP zulässt; 

3. Wahrnehmung der aufsichtsbehördlichen Funktion durch das 

BMWF. (TZ 18) 

(17) Im Sinne einer wirkungsorientierten Steuerung wären in 

Zusammenarbeit mit den Universitäten Kriterien zur Messung der 

Auswirkungen der StEOP ehestens festzulegen, um im Hinblick auf 

die im UG vorgesehene Evaluierung bereits jetzt und laufend jene 

Datenbasis zu generieren, die als Grundlage für die spätere Eva­

luierung nötig ist. Dazu wäre auch sicherzustellen, dass die von 

der StEOP betroffenen Universitäten statistische Auswertungen zu 

bestimmten vergangenen Vergleichszeitpunkten erstellen können. 

(TZ 27) 

(18) Im Hinblick auf eine monetäre Bewertung und kostenrechne­

rische Darstellung von administrativen Tätigkeiten wären in ähnlich 

gelagerten Fällen (bspw. die Umgestaltung der StEOP) Maßnahmen 

zur Feststellung des Ressourceneinsatzes zu ergreifen. (TZ 13, 28) 

(19) Es wären Maßnahmen zu setzen und klare Verantwortlichkeiten 

zu definieren, um die Einräumung und Überprüfung der gesetzlich 

vorgesehenen zwei Prüfungstermine pro Semester - im Sinne der 

KlarsteIlung durch das BMWF (siehe Schlussempfehlung (10)) - zu 

gewährleisten. (TZ 24) 

(20) Es wären in Entsprechung der Umsetzung der Schlussempfeh­

lung (12) an das BMWF universitätsweite Vorgaben für Alterna­

tivlösungen zu StEOP-Lehrveranstaltungen im Sommersemester zu 

definieren. (TZ 25) 
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(21) Es wäre dafür zu sorgen, dass alle Prüfungstermine flächende­

ckend und vor Prüfungsdurchführung in die elektronische Studi­

enverwaltung eingetragen werden, um die automatische Überprü­

fung der Anmeldungszulässigkeit durch das Monitoringsystem zu 

gewährleisten. Ferner wären Vorgaben für eine händische Abän­

derung in der elektronischen Studienverwaltung zu definieren und 

Kontrollschleifen vorzusehen. (TZ 26) 

(22) Aus Gründen der Übersichtlichkeit und Einheitlichkeit wären 

die Lehrveranstaltungstypen in der Satzung klar zu definieren. Wei­

ters wäre festzulegen, ob diese mit einem einzigen Prüfungsakt 

enden oder Lehrveranstaltungen mit immanentem Prüfungscha­

rakter sind. (TZ 24) 

(23) Unter Berücksichtigung von Erfahrungen betreffend Schwach­

stellen wäre die Notwendigkeit der großen Anzahl von Berechti­

gungen zum händischen Ändern der elektronischen Systemvorga­

ben zu prüfen. (TZ 26) 

Bund 2013/8 
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Abkürzungsverzeichn is 

Abs. Absatz 
Art. Artikel 

B-VG Bundes-Verfassu ngsgesetz 
BGB!. Bundesgesetzblatt 
BHG Bundeshaushai tsgesetz 
BMI Bundesministerium für Inneres 
bspw. beispielsweise 
bzw. beziehungsweise 

EUR Euro 

Ld.(g.)F. in der (geltenden) Fassung 
i nk.!. inklusive 

LPD Landespol izeid irektion( en) 

Mio. MiJlion(en) 

Nr. Nummer 

P I  Pol izeiinspek tion( en) 

rd. rund 
RH Rechnungshof 

TZ Textzahl(en) 

USt Umsatzsteuer 

vg!. vergleiche 

Z Ziffer 
z.B. zum Beispiel 
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KURZFASSUNG 

Bund 201 3/8 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Inneres 

Außendienstpräsenz der Wiener Polizei; 
Follow-up-Überprüfung 

Das BMI und die Landespolizeidirektion Wien kamen den Empfeh­
lungen des RH, die er zum Thema Außendienstpräsenz der Wiener 
Polizei im Jahr 20 10  (Reihe Bund 201 0/ 1 1 )  veröffentlicht hatte, nur 
in Teilbereichen nach. 

Weiterhin offen war eine Neustrukturierung der Dienststellen der 
Wiener Polizei: In den 95 Polizei inspektionen waren rd. 23 % der 
Planstellen für die Dienstführung vorgesehen. Bei gleichbleibendem 
systemisierten Personalstand wären durch die Schaffung von Poli­
zeiinspektions-C1ustern mit je 100 Planstellen rd. 265 Exekutiv­
bedienstete nicht mehr für die Dienstführung erforderlich , sondern 
für den Einsatz im Außendienst verfügbar. Die überprüften Stellen 
konnten den Außendienstanteil weiterhin weder messen noch dies­
bezügliche Zielvorgaben überprüfen. 

Durch die Einftihrung von Polizei inspektions-Ermittlern in Polizei­
inspektionen und Tatort-Opfer-Teams setzte die Landespolizeidi­
rektion Wien Elemente einer notwendigen Spezialisierung bei der 
Bearbeitung von gerichtlich strafbaren Handlungen. 

Prii fungsziel 

Ziel der Follow-up-Überpriifung zum Thema Außendienstpräsenz 
der Wiener Polizei war es, die Umsetzung der Empfehlungen zu 
beurteilen, die der RH bei einer vorangegangenen Gebarungsüber­
prüfung abgegeben hatte. (TZ 1 )  

Außendienstpräsenz 

Die Empfehlung des RH, den Anteil der Außendienstpräsenz der 
Exekutivbediensteten der Wiener Polizei an ihrer Gesamtdienstzeit 
systematisch zu erheben, ftir alle Exekutivbediensteten eine kon­
krete Zielvorgabe festzulegen und deren Zielerreichung kontinuier­
lich zu prüfen, wurde teilweise umgesetzt, indem das BMI und die 

3 1 1  

III-21 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 04 Hauptdokument Teil 4 (gescanntes Original) 15 von 90

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



Kurzfassung 

312 

R 
-

H 

Landespolizeidirektion Wien (LPD Wien) konkrete Zielvorgaben für 

den Außendienstanteil im Exekutivdienst festlegten: Diese fanden 

sich in den Exekutivdienstrichtlinien, der Regionalstrategie für die 

Streifentätigkeit im Allgemeinen und im Ressourcen-, Ziel- und 

Leistungsplan für die Fußstreifentätigkeit im Besonderen. Einheit­

liche Zie1vorgaben gab es nicht; so lag der von der LPD Wien in der 

Regionalstrategie definierte Außendienstanteil von rd. 57 010 deut­

lich unter dem dafür in den Exekutivdienstrichtlinien defmierten 

Mindestanteil von rd. 67 010. (TZ 2) 

Ein Instrument zur systematischen Erhebung und damit kontinu­

ierlichen Überprüfung des Außendienstanteils gab es nicht. Die 

mit März 2012 zur strukturierten Dokumentation des Dienstes der 

Sicherheitsexekutive eingeführte Applikation "Elektronische Dienst­

dokumentation" war zur Auswertung der tatsächlich erbrachten 

Außendienstpräsenz nicht geeignet, weil Außendienstzeiten auch in 

anderen Leistungsarten aufgingen, die in der Elektronischen Dienst­

dokumentation nicht als Außendienst aufschienen. (TZ 2) 

Zusammenlegung von Polizeiinspektionen 

Die Empfehlungen des RH zur Zusammenfiihrung der Polizeiinspek­

tionen zuje einer Zentralinspektion pro Wiener Gemeindebezirk und 

zur Erstellung eines diesbezüglichen Konzepts wurden nicht umge­

setzt. Es bestanden im Zuständigkeitsbereich der LPD Wien wei­

terhin 95  Polizeünspektionen und es gab kein Konzept zur Zusam­

menlegung von Polizeiinspektionen zu Zentralinspektionen. (TZ 3) 

Sanierungs- und Erweiterungsbedarf 

Eine dienststellen bezogene und an der empfohlenen Neustruktu­

rierung (Zentralinspektionen) ausgerichtete Gesamtübersicht über 

Umfang und Kosten der erforderlichen Sanierungs- und Erweite­

rungsmaßnahmen gab es nicht, obwohl nur 40 010 der Polizeiinspek­

tionen barrierefrei waren. Das BMJ und die LPD Wien batten damit 

die diesbezügliche Empfehlung des RH nicht umgesetzt. (TZ 4) 
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Außendienstpräsenz der Wiener Polizei; 
Follow-up-Überprüfung 

Polizei inspektion Lainzerstraße 

Die Empfehlung des RH, die Polizeiinspektion Lainzerstraße aufzu­
lassen und den Mietvertrag zu kündigen, setzten das BMI und die 
LPD Wien nicht um. Am Standort Lainzerstraße war weiterhin eine 
Polizeiinspektion untergebracht, dies unter Nutzung von nur 3\ 0/0 

der verfügbaren Bürofläche undjährlichen Standortkosten von mehr 
als \65.000 EUR. (TZ 5) 

Führungsspanne in Polizeiinspektionen 

Indem weiterhin rd. 23 % der Exekutivbediensteten in den Polizei­
inspektionen für die Dienstfiihrung vorgesehen waren, hatten das 
BMI  und die LPD Wien die Empfehlung des RH zur Reduktion des 
Anteils an dienstführenden Exekutivbediensteten und zur Erhö­
hung der Führungsspanne nicht umgesetzt. Damit wurden Potenzi­
ale für die Erhöhung der Außendienstpräsenz nicht genutzt. (TZ 6) 

Bei gleichbleibendem systemisiertem Pe.rsonalstand wären durch die 
Schaffung von Polizeiinspektions-Clustern mit  einer Größe von rd. 
100 Planstellen rd. 265 E2a-Exekutivbedienstete nicht mehr für die 
Dienstfiihrung erforderlich und die Außendienstpräsenz ließe sich 
dadurch entsprechend verstärken. (TZ 6) 

Kriminaldienst 

Die Empfehlung des RH, in einem Deliktskatalog die grundsätz­
liche Zuständigkeit des Landeskriminalamts zur Bearbeitung von 
Anzeigen gerichtlich strafbarer Handlungen verbindlich festzulegen 
und bei Unklarheiten über die Zuständigkeit die Entscheidung der 
Sicherheitsbehörde zu übertragen, wurde teilweise umgesetzt. Mit 
dem "Büro für Zentrale Koordination" war nunmehr eine Stelle bei 
der LPD Wien installiert, die u.a. bei Kompetenzkonflikten zur Bear­
beitung gerichtlich strafbarer Handlungen entschied. (TZ 7) 

Die grundsätzliche Zuständigkeit des Landeskriminalamts zur Bear­
beitung von Anzeigen gerichtlich strafbarer Handlungen war nicht 
festgelegt worden. Die LPD Wien führte jedoch in den Polizeiin­
spektionen sogenannte PI-Ermittler ein, die für die Aktenbearbei­
tung und Ermittlungstätigkeit bei gerichtlich strafbaren Handlungen 
zuständig waren. Mit  Dezember 201 2  waren in den Wien er Polizei­
inspektionen 339 PI-Ermittler im Einsatz. Eine der jeweiligen Spe-
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zialisierung angepasste Aufgabentrennung bzw. -wahrnehmung bot 

Potenzial für eine effiziente Verbrechensbekämpfung. (TZ 7) 

Auch die im April 2012 geschaffenen Tatort-Opfer-Teams (TOP­

Teams), zuständig für die gesamte, bisher von den Exekutivbediens­

teten der Polizeiinspektionen wahrgenommene Tatortarbeit, brach­

ten eine Spezialisierung. (TZ 7, 8) 

Bearbeitung von Einbruchsdiebstählen 

Die Empfehlung des RH, die Bea.rbeitung von Einbruchsdiebstählen 

bei den spezialisierten Exekutivbediensteten des Landeskriminal­

amts zu konzentrieren, um dadurch die Streifentätigkeit zu erhö­

hen und der Entwicklung der Einbruchskriminalität entgegenzu­

wirken, setzten das BMI und die LPD Wien teilweise um. Die LPD 

Wien setzte durch die Einrichtung von PI-Ennittlem auf den Poli­

zeiinspektionen und von TOP-Teams Maßnahmen mit ähnlicher 

Wirkung, die u.a. zu einer Spezialisierung bei der Bearbeitung von 

Einbruchsdiebstählen auf den Polizeiinspektionen führten. (TZ 8) 

Belastung der Polizeiinspektionen 

Die LPD Wien setzte die Empfehlung des RH, durch Personalverschie­

bungen zwischen den Stadtpolizeikommanden flexibel auf Belas­

tungsunterschiede der Exekutivbediensteten im Stadtgebiet zu rea­

gieren, teilweise um. So war das Personal im am höchsten belasteten 

Stadtpolizeikommando Favoriten um sieben Exekutivbedienstete 

erhöht worden. Es gab allerdings weiterhin Diskrepanzen zwischen 

der Belastung durch die Aufgabenwahrnehmung und der Personal­

ausstattung. So war bspw. das Stadtpolizeikommando Donaustadt 

in den Jahren 2010 bis 2012 unter den fünf am höchsten belasteten 

Stadtpolizeikommanden, hatte aber einen um sieben Exekutivbe­

dienstete reduzierten Ist-Stand. Hingegen war das Stadtpolizeikom­

mando Josefstadt unter den zwei am wenigsten belasteten Stadtpo­

lizeikommanden, hatte aber mit zusätzlich 13 Exekutivbediensteten 

beim Ist-Stand den dritthöchsten Zuwachs. (TZ 9) 
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Außendienstpräsenz der Wiener Polizei; 
Follow-up-Überprüfung 

Großer Sicherheits- und Ordnungsdienst 

Durch die Einführung einer Flexibilisierung für die Dienstplanung 
im Gruppendienst - Verschiebung eines 1 2-stündigen Dienstes pro 
Kalendermonat - wurde die Empfehlung des RH, im Rahmen einer 
flexiblen Dienstplanung darauf zu achten, dass das auf den Polizei­
inspektionen verfügbare Personal durch den Einsatz bei Großveran­
staltungen im Rahmen des Großen Sicherheits- und Ordnungsdiens­
tes nicht zusätzlich vermindert wird, teilweise umgesetzt; Potenzial 
für weitere Flexibilisierungen war gegeben. (TZ 10, 1 2) 

Eine Maßnahme mit  ähnlicher Wirkung stellte die mit  1 .  Novem­
ber 201 2  neu geschaffene Bereitschaftseinheit dar. Zu den durch 
die Streifentätigkeit der Bereitschaftseinheit beabsichtigten Zielen 
zählte u.a. auch die Entlastung der Polizeiinspektionen von Strei­
fendienstaktionen. (TZ 10) 

Parteienverkehr in der Nacht 

Die LPD Wien hatte die Empfehlung des RH, während der Nacht­
stunden nicht alle Polizeiinspektionen offenzuhalten, sondern den 
Parteienverkehr in der Nacht konzentriert in den 14 am Standort der 
Stadtpolizeikommanden eingerichteten Polizeiinspektionen abzuwi­
ckeln, nicht umgesetzt. Zu begrüßen war allerdings die laut Anga­
ben der LPD Wien für 2013 geplante Konzentration von Polizeiin­
spektionen für den Parteienverkehr während der Nachtstunden, um 
dadurch die Außendienstpräsenz zu erhöhen. (TZ 11)  

Dienstzeitsysteme 

Mit  der bei Bedarf zwingend einzuplanenden Verschiebung eines 
1 2-stündigen Dienstes je Kalendermonat setzte das BMJ die Emp­
fehlung des RH, weitere Flexibilisierungselemente der Dienstzeit 
für die Exekutivbediensteten im Gruppendienstsystem einzuführen, 
teilweise um. Allerdings war dies nur ein erstes Instrument für die 
Polizeiinspektionskommandanten, um die Dienstplanung an spezi­
fische örtliche und zeitliche Anforderungen anzupassen; Potenzial 
zur weiteren Flexibilisierung war vorhanden. (TZ 1 2) 
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Diensteinteilung und -auswertung 

In Umsetzung der Empfehlung des RH war mit der Elektronischen 

Dienstdokumentation die Erfassung der von Exekutivbediensteten 

für einzelne Tätigkeiten aufgewendeten Zeit seit März 2012 ver­

pflichtend vorgesehen. (TZ 13) 

Übernahme von Post- und Telekombediensteten 

Indem die LPD Wien die Anzahl der in ihrem Zuständigkeitsbereich 

eingesetzten ehemaligen Post- und Telekombediensteten seit dem 

Vorbericht mehr als verdreifachte (von 26 auf 85), setzte sie die 

Empfehlung des RH, auf den Polizeiinspektionen verstärkt Verwal­

tungsbedienstete - zur Entlastung der Exekutivbediensteten von 

administrativen Aufgaben und damit zur Erhöhung der Außen­

dienstpräsenz - einzusetzen, um. (TZ 1 4) 

Soforterledigungsformular 

Nicht umgesetzt wurde die Empfehlung des RH, bei Anzeigen gericht­

lich strafbarer Handlungen ohne Ermittlungsansatz die bezügliche 

Aufnahme, Protokollierung und weitere Bearbeitung - in Form des 

Soforterledigungsformuiars - von Verwaltungsbediensteten auf den 

Polizeiinspektionen durchführen zu lassen. Exekutivbedienstete hat­

ten auch bei Nicbtvorliegen eines Ermittlungsansatzes die Amts­

handlung weiterzuführen und den Anzeiger beim Ausfüllen des 

Soforterledigungsformulars zu unterstiitzen. (TZ 15) 
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Follow-up-Überprüfung 

Kenndaten zur Außendienstpräsenz der Wiener Polizei 

Rechtsgrundlagen 

Polizeiinspektionen 

Kosten2 in Mio. EUR 

Personalstand' 

Soll-Stand 

Ist-Stand 

Überstunden 

Stadtpolizeikommanden 
und Polizeiinspektionen 

Art. 10 Abs. 1 Z 14 Bundes-Verfassungsgesetz 
Sicherheitspolizeigesetz (SPG), BGBI. Nr. 566/1991 Ld.F. des Sicherheits­
behörden-Neustrukturierungs-Gesetzes (SNG), BGBI. I Nr. 50/2012 
Beamten-Dienstrechtsgesetz, BGBI. Nr. 333/1979 Ld.g.F. 

2008 

98 

5,36 

3.937 

3.200 

1.187.994 

2009 

96 

5,55 

3.981 

3.242 

1.077.360 

2010 

96' 

5,25 

Anzahl 

4.027 

3.321 

1.082.398 

2011 

95 

5,47 

4.039 

3.289 

1.101.934 

2012 

95 

5,463 

4.039 

3.353 

827.4285 

bis zur Zusammenlegung der beiden Polizeiinspektionen Isbarygasse und Waidhausenstraße zur Potizeiinspektion 

Linzerstraße in der 2. Jahreshälfte (siehe TZ 3) 
2 Miete. Betriebskosten. Gas. Strom, Fernwärme. Reinigung (inkl. USt) 

3 ohne Strom/Gas/Fernwärme 
4 Stichtag jeweils 1. Jänner 
5 Jänner bis September 2012 
Quellen: SM!; LPD Wien; RH 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Bund 201 3/8 

1 (I) Der RH überprüfte von Oktober bis November 2012 die Umsetzung 
von Empfehlungen, die er bei einer früheren Gebarungsüberprüfung 
zur Außendienstpräsenz der Wiener Polizei abgegeben hatte. Der in 
der Reihe Bund 2010/ 1 1  veröffentlichte Bericht "Außendienstpräsenz 
der Wiener Polizei" wird in der Folge als Vorbericht bezeichnet. 

Weiters hatte der RH zur Verstärkung der Wirkung seiner Empfeh­
lungen deren Umsetzungsstand bei den überprüften Stellen nachge­
fragt. Das Ergebnis dieses Nachfrageverfahrens veröffentlichte er in 
seinem Bericht Reihe Bund 201 1 / 1 3. 

(2) Im Zeitraum zwischen dem Vorbericht und der gegenständlichen 
Follow-up-Überprüfung traten das Bundesverfassungsgesetz Sicher­
heitsbehörden-Neustrukturierung 201 2, BGBI. I Nr. 49/20 1 2, und 
das Sicherheitsbehörden-Neustrukturierungs-Gesetz (SNG), BGB\. I 
Nr. 50/20 12 ,  in Kraft. Auf diesen gesetzlichen Grundlagen wurden 
mit Wirksamkeit I. September 2012 die bisherigen neun Sicherheits­
direktionen, 14 Bundespolizeidirektionen und neun Landespolizeikom­
manden zu neun Landespolizeidirektionen Ue eine pro Bundesland) 
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zusammengeführt; auch die Sicherheitsdirektion Wien, die Bundespo­
lizeidirektion Wien und das Landespolizeikommando Wien verschmol­
zen zu einer neuen Behörde: der Landespolizeidirektion Wien. 

(3 )  Zu dem im April 201 3  übermittelten Prüfungsergebnis nahm das 
BMI gemeinsam für die LPD Wien im Juni 201 3  Stellung. Der RH über­
mittelte seine Gegenäußerung im August 201 J. 

(4) Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit verwendet der RH im Fol­
genden auch für vor der Neustrukturierung liegende Sachverhalte 
einheitlich die Behördenbezeichnung Landespolizeidirektion Wien 
(LPD Wien). 

2.1 (I) Der RH hatte dem BMI und der LPD Wien in seinem Vorbericht 
(TZ 10) empfohlen, den Anteil der Außendienstpräsenz der Exekutiv­
bediensteten der Wiener Polizei an ihrer Gesamtdienstzeit systematisch 
zu erheben, für alle Exekutivbediensteten eine konkrete Zielvorgabe 
festzulegen und deren Zielerreichung kontinuierlich zu prüfen. Nach 
den Feststellungen des Vorberichts hatte die LPD Wien den Außen­
dienstanteil nicht systematisch, sondern anhand von Stichproben­
kontrollen erhoben und in den sogenannten LPK-Kontrollberichten 
ausgewertet; danach lag der gewogene Durchschnitt der Außendienst­
präsenz aller Exekutivbediensteten zwischen 40 Ofo (im Jahr 2007) und 
43 Ofo (im Jahr 2009). 

(2)  Im Nachfrageverfabren hatte das BMI mitgeteilt, seit der flächen­
deckenden Umsetzung der Elektronischen Dienstdokumentation mit 
I .  April 201 1  könne der Anteil der Außendienstpräsenz ausgewertet 
werden. Oie Empfehlung des RH sei somit umgesetzt. 

(3 )  Der RH stellte nunmehr fest, dass die LPD Wien im März 201 2 

nach einem bundesweiten Probebetrieb die Applikation "Elektronische 
Dienstdokumentation" zur strukturierten Dokumentation des Dienstes 
der Sicherheitsexekutive eingeführt hatte. Oie Elektronische Dienst­
dokumentation besteht aus der Diensteinteilung (geplante Aufträge) 
und dem Dienstvollzug (z.B. Dokumentation der tatsächlich erbrach­
ten Leistungen). Oie beim Dienstvollzug erbrachten Outputs (Anzeige, 
Organstrafverfügung, Narntfahndung etc.) müssen der jeweiligen Leis­
tung zugewiesen und bei dieser verbucht werden. Aufträge, Leistun­
gen und Outputs sind vordefiniert; eine davon abweichende Beschrei­
bung ist nicht möglich. 
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Bund 2013/8 

Außendienstpräsenz der Wiener Polizei; 
Follow-up-Überprüfung 

Als Streifendienste waren in der Elektronischen Dienstdokumentation 
im Wesentlichen folgende vier Leistungsarten vorgesehen :  Sicherheits­
bzw. Sektorstreife, Kriminalstreife, Fußstreife und Diensthundestreife. 
Die übrigen Leistungsarten erfasste die Elektronische Dienstdokumen­
tation nicht als Außendienst, auch wenn die konkrete Tätigkeit im 
Rahmen des Außendienstes erbracht wurde (z.B. Fahndung, Erste All­
gemeine Hilfeleistung, Gefahrenforschung, kriminalpolizeiliche Fallbe­
arbeitung am Tatort). In der Elektronischen Dienstdokumentation gin­
gen somit Außendienstzeiten ungemessen in anderen Leistungsarten 
auf. Demzufolge war eine Auswertung der Elektronischen Dienstdo­
kumentation nach dem Aspekt der gesamten tatsächlich erbrachten 
Außendienstpräsenz nicht möglich, weil Außendienstzeiten auch in 
anderen Leistungsarten aufgingen, die in der Elektronischen Dienst­
dokumentation nicht als Außendienst aufschienen. Ein anderes Instru­
ment zur systematischen Erhebung des Außendienstanteils stand der 
LPD Wien nicht zur Verfügung. 

Zielvorgaben für den Außendienstanteil im Exekutivdienst fanden sich 
in den von der LPD Wien ergänzten Exekutivdienstrichtlinien des BMI, 
in der Regionalstrategie der LPD Wien sowie im Ressourcen-, Ziel­
und Leistungsplan: 

- Die Exekutivdienstrichtlinien hielten fest, dass Exekutivbedienstete 
(mit Ausnahme von Polizeiinspektionskommandanten und soge­
nannten PI-Ermittlern (vgl. TZ 7)) im Rahmen eines 1 2-stündigen 
Dienstes mindestens acht Stunden Außendienst, das sind rd. 67 %, 

zu erbringen hatten. Nach den Exekutivdienstrichtlinien waren aber 
auch jene exekutiven Tätigkeiten als Außendienst zu werten, die 
aufgrund infrastruktureller Notwendigkeiten auf einer Dienststelle 
vorgenommen werden mussten (z.B. Einvernahmen). 

- Die Regionalstrategie der LPD Wien, die als Planungsinstrument 
im Führungsinformationssystem entwickelt worden war, sah für 
das Jahr 2012 für die Außendienstpräsenz einen Sollwert von 
2.576.600 Stunden vor. Laut einer Berechnung der LPD Wien ent­
sprach dieser Wert einem Anteil von rd. 57 % der jährlich von den 
Exekutivbediensteten zu erbringenden Außendienstpräsenz. Die LPD 
Wien hatte diesen Sollwert für das Jahr 201 2  als Planungsgröße 
aus den Erfahrungswerten des Vorjahres errechnet. Dieser diente 
der Überprüfung der monatlichen Planwerte bei der Diensteintei­
lung in der Elektronischen Dienstdokumentation. 
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- Das BMI formulierte zum Bundesvoranschlag 201 3  im Detailbud­
get LPD als eines der zu erreichenden Wirkungsziele die Optimie­
rung der öffentlichen Sicherheit und Verkehrssicherheit, das u.a. 
durch die Gewährleistung eines hohen Ausmaßes polizeilicher Prä­
senz in der Öffentlichkeit erfullt werden soll. Als Indikator zur Mes­
sung dieser Zielerreichung war die Anzahl der für Fußstreifen auf­
zuwendenden Arbeitsstunden aller LPD mit einer Million Stunden 
festgelegt.! Gemäß § 45 Abs. 1 BHG 2013  ist zur Umsetzung der 
wirkungsorientierten Verwaltung ein Ressourcen-, Ziel- und Leis­
tungsplan zu erstellen, der für die LPD Wien die Anzahl der tat­
sächlichen Fußstreifen für das Jahr 2013  mit 608.936 Stunden fest­
legte. 

Zugunsten der Auswertungen aus der Elektronischen Dienstdokumen­
tation hatte die LPD Wien die stichprobenartigen Kontrollen zur Erhe­
bung der Außendienstpräsenz vorübergehendl eingestellt. Der letzte 
Kontrollbericht stammte vom Juli 201 2 und umfasste das I. Halbjahr 
201 2. Der gewogene Durchschnitt der Außendienstpräsenz aller Exe­
kutivbediensteten entwickelte sich von 2009 bis Juni 201 2  wie folgt: 

Tabelle 1: Stichprobenkontrollen der LPD Wien zur Außendienstpräsenz 

2009 2010 2011 20121 

in "10 

Anteil Außendienst 43 45 46 48 

Anzahl 

Kontrollierte Exekutivbedienstete 2.211 1.681 1.177 921 

1. Halbjahr 

Quellen: LPD Wien; RH 

320 

2.2 (t) Die Empfehlung des RH wurde durch die Zielvorgaben des BMI und 
der LPD Wien im Hinblick auf die Außendienstpräsenz teilweise umge­
setzt. Die in den Exekutivdienstrichtlinien festgelegte Zielvorgabe, im 
Rahmen eines 1 2-stündigen Dienstes mindestens acht Stunden Außen­
dienst zu leisten, wurde dadurch relativiert, dass auch Tätigkeiten im 
Innendienst (z.B. Einvernahmen) als Außendienst betrachtet werden 
konnten. Der RH wies kritisch darauf hin, dass es keine einheitlichen 
Zielvorgaben gab; so lag der von der LPD Wien in der Regionalstra­
tegie deflOierte Außendienstanteil von rd. 57 % deutlich unter dem 

I Teilheft Bundcsvoranschlag 2013. Untergliederung 11. Inneres. S. 26 

2 Die lPD Wien stellte i n  Aussicht, die slichprobenanigen Kontrollen ab dem Jahr 201 J 

wieder durchzufllhren. 
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dafür in den Exekutivdienstrichtlinien definierten Mindestanteil von 
rd. 67 %. 

(2) Wenn auch grundsätzlich in der Elektronischen Dienstdokumen­
tation die Möglichkeit bestand - wie empfohlen - die Außendienst­
präsenz als solches zu erheben, konnte der Anteil der tatsächlich 
erbrachten Außendienstzeit nicht ausgewertet werden, weil Außen­
diensttätigkeiten auch in anderen Leistungsarten aufgingen. 

Der RH wiederholte daher seine Empfehlung an das BMI und die LPD 
Wien, den Anteil der Außendienstpräsenz der Exekutivbediensteten 
der Wien er Polizei an ihrer Gesamtdienstzeit systematisch zu erheben 
und die Erreichung der Zielvorgabe zum Außendienstanteil kontinu­
ierlich zu prüfen. Ein effizientes Controlling sollte gesicherte Steue­
rungsgrundlagen zur Beurteilung der Zielerreichung liefern und ist 
insbesondere auch zur Überprüfung der Zielerreichung aus der wir­
kungsorientierten Haushaltsführung erforderlich. 

2.3 Laut Stellungnahme des BMI stelle der Außendienst in der Elektro­

nischen Dienstdokumentation selbst keine gesonderte Leistung dar, 

sondem werde im Rahmen /lersclliedener steuerungsrelevanter Aufga­

benerfüllungen erbracht. Der Umfang des Außendienstes könne annä­

herungsweise über reine Außendienstleistungen und Leistungen, die 

zum Großteil als Außendienst zu bewerten seien, dargestellt werden. 

Zu einer einfacheren Auswertung der Daten aus der Elektronischen 

DielIstdokumentation werde in naher Zukunft das Auswertungstool 

.. SAP-Business-Objects" ausgerollt. Damit sei aus Sicht des BMI die 

EmpfelJlung umgesetzt. 

Zu den Ziel vorgaben für die Außendienstpräsenz merkte das BMI an, 

dass im Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplan für die LPD Wien für 

das Jahr 2013 ein Sollwert für die tatsächlich zu leistenden Fußstrei­

fen als Beitrag für eine wirkungs/lolle Außendienstpräsenz definiert 

sei. Die Zielerreichung des Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplans 

unterliege einem monatlichen Soll-Ist-Vergleicll; die Quartalsergeb­

nisse seien Grundlage für Steuerungsgespräclle. 

2.4 Für den RH war nicht ausreichend dargelegt, ob die annäherungsweise 
zur gesamten Außendienstpräsenz ableitbaren Daten eine brauchbare 
statistische Bewertung zulassen. Der RH hielt daher an seiner Emp­
fehlung fest. 
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Er begrüßte das zur Beurteilung der Zielerreichung des Fußstreifen­
dienstes vorgesehene Controlling, allerdings sollten Steuerungsge­
spräche, falls dies aus gegebenem Anlass erforderlich ist, auch zusätz­
lich zu den Quartalsergebnissen möglich sein. 

Der RH wies weiters wiederholt kritisch darauf hin, dass die in den Exe­
kutivdienstrichtlinien des BM! und der Regionalstrategie der lPD Wien 
ausgewiesenen Zielvorgaben zur Außendienstpräsenz nicht einheitlich 
waren. Die im Ressourcen-, Ziel- und leistungsplan für den Fußstrei­
fendienst festgelegte Stundenanzahl stellte eine Teilgröße der gesamten 
zu erbringenden Außendienstpräsenz der Wiener Polizei dar. Zudem 
wurden bestimmte exekutive Tätigkeiten (z.B. Einvernahmen), die auf­
grund infrastruktureller Notwendigkeiten auf einer Dienststelle vorge­
nommen werden müssen, als Außendienst gewertet. 

3.1 ( I )  Mit I .  Jänner 2010 gab es in Wien 96 Polizeiinspektionen mit einem 
durchschnittlichen Soll-Stand von 40 Planstellen je Polizeiinspektion. 
Der RH hatte dem BM! und der lPD Wien in seinem Vorbericht (TZ 3) 
empfohlen, in jedem Wiener Gemeindebezirk eine Zentralinspektion 
einzurichten und die Polizeiinspektionen bei dieser zusammenzufüh­
ren. Weiters hatte er empfohlen (TZ 5), ein Konzept über die Zusam­
menlegung der Polizeiinspektionen an den Standorten von Zentralin­
spektionen zu erstellen. 

(2) Im Nachfrageverfahren hatten das BMI und die lPD Wien mit­
geteilt, der Status sei gegenüber der Stellungnahme des Vorberichts 
unverändert. Danach würde die Optimierung der Organisationsstruk­
turen der österreichischen Sicherheitsexekutive ständig vorangetrieben 
und würden Außendienstpräsenz fOrdernde Maßnahmen forciert. Für 
eine Strukturoptimierung im urbanen Bereich seien neben den poli­
zeitaktischen, infrastrukturellen und personellen Aspekten die ökono­
mischen Rahmenbedingungen von besonderer Bedeutung. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass es in Wien mit Stand I .  Septem­
ber 201 2 95 Polizeiinspektionen gab. Die im Vorbericht als geplant 
dargestellte Zusammenlegung der im 14. Bezirk situierten Polizeiin­
spektionen Isbarygasse und Waidhausenstraße am neuen Standort lin­
zerstraße war erfolgt. Im September 20\0 eröffnete die Bundesminis­
terin für Inneres die Polizeiinspektion linzerstraße. 
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Weder das BMI noch die LPD Wien planten eine Zusammen führung 
aller Polizeiinspektionen eines Wiener Gemeindebezirks zu einer Zen­
tralinspektion je Gemeindebezirk. Es gab auch kein Konzept zur Zusam­
menlegung einzelner Polizeiinspektionen. 

3.2 Die Empfehlungen des RH zur Zusammen führung der Polizeiinspek­
tionen zu je einer Zentralinspektion pro Wiener Gemeindebezirk und 
zur Erstellung eines diesbezüglichen Konzepts wurden nicht umgesetzt. 
Es gab weiterhin 9 5  Polizeiinspektionen; ein Konzept zur Zusammen­
legung der Polizeiinspektionen lag nicht vor. 

Der RH hielt daher seine Empfehlung an das BMI und die LPD Wien 
aufrecht, in jedem Wiener Gemeindebezirk eine Zentralinspektion 
einzurichten und die Polizeiinspektionen bei dieser zusammenzufüh­
ren. Der Neustrukturierung vorausgehend wäre ein Konzept über die 
Zusammenlegung der Polizeiinspektionen an den Standorten von Zen­
tralinspektionen zu erstellen. 

3.3 Das BMI nahm zur Empfehlung des RH nicht konkret Stellung. Das 

BMI habe "die vom RH intendierte Anregung VOn Organisationsmaß­

nahmen im Hillblick auf laufende Entwicklungen und Anforderungen 

und damit einer diesbezüglich entsprecllend gerecllt werdenden, suk­

zessiven Umsetzung stimmiger und vorausblickend ta tsiichlicll reali­

sierbarer Optimierungsmaßnahmen aufgenommen': 

Das BMI sei dieser Intention grundsätzlich folgend bestrebt, "einen 

diesbezüglichen Anpassungsprozess mit entsprechender Ausrichtung 

der Organisation, der dienstbetrieblichen Abläufe, der infrastruktu­

rellen und personellen Dimensionierung sowie des Führungsaujbaues 

und den extemen Anforderungen bzw. kommunalpolitischen Faktoren 

voranzutreiben � Zu diesem Anpassungsprozess seien maßgebliche Kri­

terien, wie z.B. Strukturdaten der jeweiligen Region, polizeitaktische 

Erjordemisse, Gelvährleistung der sicherheitsdienstlichen Grundver­

sorgung in Verbindung mit der erjorderlichen Bürgemähe und Maß­

nahmen im Dienste des Bürgersenlices und wirtschaftliche Raillnen­

bedingungen sorgfältig abzuwägen. 

3.4 Der RH begrüßte das zugesagte Bestreben des BMI, Anpassungspro­
zesse der Organisation voranzutreiben, er vermisste dazu jedoch kon­
krete Maßnahmen. So hatte sich seit dem Vorbericht die Anzahl der 
Polizeiinspektionen nur unwesentlich verändert. Der RH bekräftigte 
daher seine Empfehlung. 
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4.1 ( I )  Der RH hatte dem BMI und der LPD Wien in seinem Vorbericht 
(TZ 4) empfohlen, die erwartbaren Gesamtkosten für dk erforderlichen 
Baumaßnahmen dienststellenbezogen zu erheben. Bei 61 Polizeiin­
spektionen in Wien hatte damals Sanierungs- und Erweiterungsbedarf 
bestanden und bei 77 Polizeiinspektionen waren bauliche Maßnah­
men zum Abbau von Barrieren nach dem Bundes-Behindertengleich­
stellungsgesetz notwendig gewesen. Auch sollten die Baumaßnahmen 
an der vom RH empfohlenen Neustrukturierung (Zentralinspektionen) 
ausgerichtet werden. 

(2) Nach Mitteilung der überprüften Stellen im Nachfrageverfahren 
sei der Status gegenüber der Stellungnahme des Vorberichts unver­
ändert. Danach erfolge die Feststellung von erforderlichen baulichen 
Maßnahmen unter Berücksichtigung der Bestrebungen zur Optimie­
rung der Organisation im Sinne einer effIzienten Ressourcengebarung. 
Detaillierte Kostenschätzungen würden erst bei konkreten Projekten 
in Auftrag gegeben. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die LPD Wien nur 38 der 95 Poli­
zeiinspektionen (40 0/0) als barrierefrei bewertet hatte. In den Jah­
ren 2010 bis 20 12  hatte die LPD Wien an fünf Polizeiinspektionen 
Erweiterungen und an sechs Polizeiinspektionen Sanierungen, ohne 
über ein Gesamtkonzept zu verfügen, vorgenommen; sechs Polizei­
inspektionen waren innerhalb des jeweiligen Stadtpolizeikommandos 
an einen neuen Standort verlegt worden. 

Eine dienststellen bezogene Erhebung der erwartbaren Gesamtkosten 
aller erforderlichen Baurnaßnahmen gab es nicht. 

4.2 Das BMI und die LPD Wien setzten die Empfehlung des RH nicht um. 
Es fehlte eine dienststel1enbezogene Gesamtübersicht über Umfang und 
Kosten der erforderlichen Sanierungs- und Erweiterungsmaßnahmen. 
Der RH hielt daher seine im Vorbericht gegebene Empfehlung an das 
BMl und die LPD Wien aufrecht, dienststellenbezogen die erwartbaren 
Gesamtkosten für die erforderlichen baulichen Maßnahmen zu erhe­
ben. Die baulichen Sanierungs- und Erweiterungsmaßnahmen sollten 
an der vom RH empfohlenen Neustrukturierung der Polizeiinspekti­
onen (Zentral inspektionen) ausgerichtet werden (siehe TZ 3). 

4.3 Das BMI teilte in seiller Stellungnahme mit, dass die Feststellung VOll 

erforderlichen baulichen Maßnahmen unter Berücksichtigung von ent­

sprechenden Bestrebungen zur Optimierung der Organisation im Sinne 

einer effizienten Ressourcengebarung erfolge. Spezifizierte Kostenschät­

zungen würden daher erst zeitnah vor einer konkreten Realisierbarkeit 

in Auftrag gegeben werden. 
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4.4 Der RH verwies darauf, dass die aktuelle Stellungnahme des BMI weit­
gehend ident war mit jener, die das BMJ dem RH im Jahr 2010 übermit­
telt hatte. Daher bekräftigte der RH seine Ausführungen aus dem Vor­
bericht: Eine dienststellenbezogene Erhebung von Umfang und Kosten 
erforderlicher Adaptierungs- und Sanierungsmaßnahmen ist im Sinne 
eines vorausschauenden und wirtschaftlich vertretbaren Ressourcen­
einsatzes unumgänglich. Einzel- und Gesamtkostenschätzungen steI­
len überdies eine wesentliche Grundlage bei der Projektplanung und 
-entscheidung dar. 

5.1 ( I )  Der RH hatte dem BMI und der LPD Wien in seinem Vorbericht 
(TZ 6) empfohlen, die Polizeiinspektion Lainzerstraße aufzulassen und 
den Mietvertrag zu kündigen. Dies im Hinblick darauf, dass die Poli­
zeiinspektion in dem Gebäude, das darüber hinaus dringend sanie­
rungsbedürftig war, nur rd. 3 1  Ofo der zur Verfügung stehenden Büro­
fläche nutzte. 

(2) Das BMI teilte im Rahmen des Nachfrageverfahrens mit, dass der 
Status - wie in der Stellungnahme des Vorberichts erläutert - unver­
ändert sei. Danach bestehe das Bestreben, für den Standort Lainzer­
straße eine ökonomisch vertretbare Lösung zu erarbeiten. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die am Standort 1 1 30 Wien, Lain­
zerstraße 49-51 situierte Polizeiinspektion weiterhin rd. 3 1  % der ver­
fügbaren Bürofläche (5 12  m2 von insgesamt 1 .652 m2) nutzte. Die ver­
bleibenden 69 Ofo der Bürofläche wurden seither keiner anderweitigen 
Nutzung zugeführt. Der im Vorbericht festgestellte sanierungsbedürf­
tige Zustand des Gebäudes war weiterhin gegeben. 

Die Kosten für den Standort Lainzerstraße stellten sich im Zeit­
raum 2010 bis 201 2 wie folgt dar: 
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Tabelle 2: Kosten für die Polizeiinspektion Lainzerstraße 

2010 2011 2012' 

in EUR 

Miete 104.166 104.166 86.805 

Betriebskosten 33.604 31.310 25.273 

Reinigungskosten 11.638 11.894 10.306 

Strom 5.970 6.111 6.507 

Gas 11.637 11.862 9.492 

Summe2 167.014 165.342 138.383 

Miet-, Betriebs- und Reinigungskosten bis 31. Oktober 2012; Strom und Gas akontiert bis 31. Oktober 2012 
2 Rundungsdifferenzen möglich 

Quelle: lPD Wien 

5.2 Die Empfehlung des RH wurde nicht umgesetzt, weil am Standort Lain­
zerstraße weiterhin eine PoJizeiinspektion untergebracht war und rd. 
69 Ofo der vorhandenen BÜfoflächen keiner Nutzung zugeführt waren. 
Das verursachte in den Jahren 2010 und 201 1  sowie hochgerechnet auf 
das Jahr 201 2 Kosten von mehr als 165.000 EUR jährJich. Der RH hielt 
an der im Vorbericht gegebenen Empfehlung an das BM! und die LPD 
Wien fest, die Polizeiinspektion Lainzerstraße aufzulassen und den Miet­
vertrag des dringend sanierungsbedürftigen Gebäudes zu kündigen. 

5.3 Laut Stellungnahme des BMl sei es weiterhin bemüht - unter Einbezie­

IlUng der Finanzprokuratur - eine vertretbare Lösung zu finde/t. Nach 

derzeitigem Stand scheine sielt in absehbarer Zeit eine Sta/tdortalter­

native anzubieten. 

5.4 Aus Sicht des RH sollte die Auflassung der PoJizeiinspektion Lain­
zerstraße zum Anlass genommen werden, die Zusammen führung der 
Polizeiinspektionen zuje einer Zentralinspektion pro Wiener Gemein­
debezirk voranzutreiben; von einem alternativen Standort für die PoJi­
zeiinspektion Lainzerstraße ist jedenfalls dann Abstand zu nehmen, 
wenn damit nicht die vom RH empfohlene Zusammenlegung von PoJi­
zeiinspektionen verfolgt wird. 

Führungsspanne in 

Polizeiinspektionen 

6.1 ( I )  Mit Stichtag I .  Jänner 2010 waren rd. 23 % der in den Polizeiin­
spektionen systemisierten Planstellen für die Dienstführung (E2a) vor­
gesehen. Der RH hatte dem BM! und der LPD Wien in seinem Vorbericht 
(TZ 8) empfohlen, den Anteil an dienstführenden Exekutivbedienste­
ten auf den PoJizeiinspektionen zu reduzieren und dadurch die Füh-
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Sund 2013/8 

rungsspanne maßgeblich zu erhöhen. Dies könnte bei gleichbleibendem 
systemisiertem Personalstand durch die Schaffung von Polizeiinspek­
lions-Clustern mit einer Größe von rd. 100 Planstellen erreicht wer­
den. 

(2) Im Rahmen des Nachfrageverfahrens teilte das SMI mit, dass der 
Status gegenüber der Stellungnahme des Vorberichts unverändert sei. 
Das SMI sei demnach ständig bestrebt, Außendienstpräsenz fördernde 
Maßnahmen zu forcieren. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass das SMI die Vorgabe betreffend 
die Führungsspanne in Polizeiinspektionen unverändert beibehalten 
hatte. Mit Stichtag 23. Oktober 201 2  waren von den insgesamt 3.883 

in den Polizeiinspektionen der LPD Wien systemisierten Planstellen des 
Exekutivdienstes unverändert 886 für die Dienstführung (E2a) vorge­
sehen. Dies entsprach einem Anteil von rd. 23 0/0. Die Führungsspanne 
blieb daher unverändert. 

6.2 Die Empfehlung des RH wurde nicht umgesetzt, weil der Anteil an 
dienstführenden Exekutivbediensteten in den Polizeiinspektionen nicht 
reduziert und dadurch die Führungsspanne nicht erhöht wurde. Damit 
wurden Potenziale für die Erhöhung der Außendienstpräsenz nicht 
genutzt. 

Der RH hielt daher seine Empfehlung an das SM! und die LPD Wien 
aufrecht, unabhängig von der Einrichtung von Zentralinspektionen 
den Anteil an dienstführenden Exekutivbediensteten auf den Polizei­
inspektionen zu reduzieren und dadurch die Führungsspanne maßgeb­
lich zu erhöhen. Dies könnte bei gleichbleibendem systemisiertem Per­
sonalstand durch die Schaffung von Polizei inspektions-Clustern mit 
einer Größe von rd. 100 Planstellen erreicht werden. 

Ausgehend von den insgesamt 3.883 in den Polizeiinspektionen der 
LPD Wien systemisierten Planstellen des Exekutivdienstes wären rd. 
265 E2a-Exekutivbedienstete nicht mehr für die Dienstführung erfor­
derlich und die Außendienstpräsenz ließe sich dadurch entsprechend 
verstärken. 

6.3 Das BMI nahm zur Empfehlung des RH nicht konkret Stellung. Das 

BMl habe "die 110m RH intendierte Anregung VOll Organisationsmaß­

nahmen im Hinblick auf laufende Entwicklungen und Anforderungen 

und damit einer diesbezüglich entsprechend gerecht werdenden, suk­

zessillen Umsetzung stimmiger und vorausblickend tatsächlich reali­

sierbarer Optimierungsmaßlwhmen aufgenommen': 
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Das BMI sei dieser Intention grundsätzlich folgend bestrebt, "einen 

diesbezüglichen Anpassungsprozess mit entsprechender Ausrichtung 

der Organisation, der dienstbetrieblichen Abläufe, der infrastruktu­

rellen und personellen Dimensionierung sowie des Führungsaujbaues 

und den externen Anforderungen bzw. kommunalpolitischen Faktoren 

voranzutreiben ': Zu diesem Anpassungsprozess seien maßgebliche Kri­

terien, wie z.B. Strukturdaten der jeweiligen Region, polizeitaktische 

Erfordernisse, Gewährleistung der sicherheitsdienstlichen Grundver­

sorgung in Verbindung mit der erforderlichen Bürgernähe und Maß­

nahmen im Dienste des Bürgerseroices und wirtschaftliche Rahmen­

bedingungen sorgfältig abzuwägen. 

6.4 Der RH begrüßte das zugesagte Bestreben des BMI, Anpassungspro­
zesse der Organisation voranzutreiben, er vermisste dazu jedoch kon­
krete Maßnahmen. So blieb seit dem Vorbericht die Führungsspanne 
unverändert. Der RH hielt daher an seiner Empfehlung fest. 

7.1 ( I )  Der RH hatte dem BMI und der LPD Wien in seinem Vorbericht 
(TZ 1 1 )  empfohlen, in einem Deliktskatalog die grundSätzliche Zustän­
digkeit des Landeskriminalamts zur Bearbeitung von Anzeigen gericht­
lich strafbarer Handlungen verbindlich festzulegen. Nur einzelne ausge­
wählte Strafrechtsdelikte sollten von den Polizeiinspektionen bearbeitet 
werden. 

I n  jenen Fällen, in denen sich trotz Deliktskatalog Unklarheiten erga­
ben, sollte die Entscheidung über die tatsächliche Zuständigkeit zur 
Bearbeitung von Anzeigen der Sicherheitsbehörde (Bundespolizeidi­
rektion Wien) übertragen werden. 

(2) Laut Mitteilung der überprüften Stellen im Nachfrageverfahren sei 
der Status gegenüber der Stellungnahme des Vorberichts unverändert. 
Danach ziele die geltende Kriminaldienstrichtlinie bei der Bearbeitung 
von gerichtlich strafbaren Handlungen auf Abläufe und Zuordnungen 
ab, die der Qualität des jeweiligen Delikts angepasst seien. Höher spe­
zialisierte Personalressourcen würden so nicht für ermittlungstech­
nisch einfach zu handhabende Delikte gebunden. 

(J) Der RH stellte nunmehr fest, dass das in den Kriminaldienstrichtli­
nien des BMI festgelegte Generalistenprinzip unverändert in Geltung 
war. Danach war die erstintervenierende Polizeidienststelle grundsätz­
lich für die vollständige Bearbeitung aller Delikte zuständig, sofern 
die konkrete Aufgabenstellung von ihr selbständig wahrgenommen 
werden kann. 
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Die Kriminaldienstrichtlinien sahen weiterhin vor, bei welchen straf­
rechtlichen Delikten und Sachverhalten (z.B. Tötungsdelikte, Ein­
bruchsdiebstähle) der ersteinschreitende Exekutivbedienstete das Lan­
deskriminalamt zu verständigen hatte. Dem Landeskriminalamt oblag 
sodann im konkreten Einzelfall die Entscheidung über eine Übernahme, 
Assistenzdienstleistung (kooperative Fallbearbeitung) oder Nichtüber­
nahme einer Amtshandlung. 

Laut Angaben der LPD Wien habe sich in den letzten Jahren aller­
dings die Notwendigkeit einer Spezialisierung bei der Bearbeitung von 
gerichtlich strafbaren Handlungen gezeigt. Diesem Umstand folgend 
führte die LPD Wien ein Kontingent an spezialisierten Exekutivbe­
diensteten (sogenannte PI-Ermittler) ein, die in den Polizeiinspekti­
onen für die Aktenbearbeitung und Ermittlungstätigkeit bei gericht­
lich strafbaren Handlungen zuständig waren. Mit I .  Dezember 201 2  
waren in den Wiener Polizeiinspektionen 339 PI-Ermittler im Einsatz. 

Ergänzend zu den PI-Ermittlern führte die LPD Wien mit I. April 2012 
Tatort-Opfer-Teams (TOP-Teams) ein, die seither u.a. für die gesamte 
Tatort- und Opferarbeit (z.B. Spuren- und Beweissicherung vor Ort 
sowie Opferinformation) zuständig waren. Damit gingjene bisher u.a. 
von den Exekutivbediensteten der Polizeiinspektionen wahrgenom­
mene Tatortarbeit auf die TOP-Teams über. 

Im Zuge der Neustrukturierung der Sicherheitsbehörden mit I .  Sep­
tember 201 2  wurde in der LPD Wien das "Büro für Zentrale Koordina­
tion" geschaffen. Diesem oblag neben der zentralen Koordination in 
kriminal- und sicherheitspolizeilicher Hinsicht die Entscheidung über 
Kompetenzkonflikte zwischen dem Landeskriminalamt und den für die 
Polizeiinspektionen zuständigen Polizei kommissariaten. 

7.2 ( I )  Die Empfehlung des RH wurde durch Einrichtung des Büros für 
Zentrale Koordination teilweise umgesetzt. Damit war nunmehr in der 
LPD Wien eine Stelle installiert, die u.a. bei Kompetenzkonflikten zur 
Bearbeitung gerichtlich strafbarer Handlungen zwischen dem Landes­
kriminalamt und den Polizeiinspektionen entschied. 

(2) Das mit der Einführung der PI-Ermittler verfolgte Modell einer 
Spezialisierung auf den Polizeiinspektionen beurteilte der RH positiv. 
Er sah in einer der jeweiligen Spezialisierung (von den ersteinschrei­
tenden Exekutivbediensteten einer Polizeiinspektion bis zur zentralen 
Bekämpfung gerichtlich strafbarer Handlungen durch das Bundes­
kriminalamt) angepassten Aufgabentrennung bzw. -wahrnehmung 
Potenzial für eine effIziente Verbrechensbekämpfung. 
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Jedoch empfahl der RH dem BMI und der LPD Wien, die durch die 
Einführung von PI-Ermittlern erfolgte Spezialisierung in den Polizei­
inspektionen im Hinblick auf deren Auswirkungen zu evaluieren und 
das Ergebnis bei den Zuständigkeitsregelungen für die Bearbeitung 
gerichtlich strafbarer Handlungen zu berücksichtigen (vgl. auch TZ 8). 

7.3 Laut Stellungnahme des BMI sei die Empfehlung nunmehr durclI eine 

entsprechende Dienstanweisung umgesetzt worden. 

8.1 ( I )  Der RH hatte in  seinem Vorbericht festgestellt, dass im Jahr 2009 
die Exekutivbediensteten in den Polizeiinspektionen rd. 66 010 der Ein­
bruchsdiebstähle bearbeitet hatten. Im Hinblick darauf hatte er dem 
BMI und der LPD Wien empfohlen (TZ 1 2), die Bearbeitung von Ein­
bruchsdiebstählen bei den spezialisierten Exekutivbediensteten des 
Landeskriminalamts zu konzentrieren. Dadurch könnte die Streifen­
tätigkeit erhöht und der Entwicklung der Einbruchskriminalität ent­
gegengewirkt werden. 

(2) Laut Mitteilung der überprüften Stellen im Nachfrageverfahren 
sei der Status, wie in der Stellungnahme des Vorberichts dargestellt, 
unverändert. Danach habe das Landeskriminalamt in den normierten 
Fällen über Ersuchen die Amtshandlung grundsätzlich zu übernehmen. 
Im Falle der Nichtübernahme seien die Gründe der Ablehnung mitzu­
teilen und zu dokumentieren. Unabhängig davon könne das Landes­
kriminalamt jede kriminalpolizeiliehe Amtshandlung an sich ziehen. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass keine Konzentration der Bear­
beitung von Einbruchsdiebstählen bei den spezialisierten Exekutivbe­
diensteten des Landeskriminalamts erfolgt war. Exekutivbedienstete 
der Polizeiinspektionen bearbeiteten 201 1  rd. 62 010 und jene des Lan­
deskriminalamts rd. 38 010 der insgesamt 39.355 in Wien angezeigten 
Einbruchsdiebstähle (§ 1 29 Strafgesetzbuch). Bei den Anzeigen war 
im Vergleich zum Jahr 2009 mit 54.888 Fällen ein Rückgang von rd. 
28 010 zu verzeichnen. Die Aufklärungsquote im Jahr 201 1  lag bei rd. 
8,8 010, im Jahr 2009 bei 5,5 010. 

Die LPD Wien hatte für die Bearbeitung von gerichtlich strafbaren 
Handlungen auf den Polizeiinspektionen PI-Ermittler sowie für die 
Tatort- und Opferarbeit TOP-Teams eingeführt (siehe TZ 7). 

8.2 Die Empfehlung des RH wurde teilweise umgesetzt. Die LPD Wien 
setzte durch die Einrichtung von P I-Ermittlern auf den Polizeiinspek­
tionen und von TOP-Teams Maßnahmen mit ähnlicher Wirkung, die 
u.a. auch zu einer Spezialisierung bei der Bearbeitung von Einbruchs-
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diebstählen auf den Polizeiinspektionen führten. Der RH verwies auf 
seine Empfehlung in TZ 7, die durch die Einführung von PI-Ermitt­
lern erfolgte Spezialisierung in den Polizei inspektionen im Hinblick auf 
deren Auswirkungen zu evaluieren und das Ergebnis bei den Zustän­
digkeitsregelungen für die Bearbeitung gerichtlich strafbarer Hand­
lungen zu berücksichtigen. 

8.3 Laut Stellungllaillne des BMI sei die Empfehlung dureh eille elltspre­

eh ende Dienstallweisung umgesetzt worden. 

9.1 ( 1 )  Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 1 4) der LPD Wien emp­
fohlen, durch Personalverschiebungen zwischen den Stadtpolizeikom­
manden flexibel auf Belastungsunterschiede im Stadtgebiet zu reagie­
ren. Die Exekutivbediensteten des Stadtpolizeikommandos Favoriten 
waren einer mehr als doppelt so hohen fremdbestimmten Belastung 
ausgesetzt wiejene des Stadtpolizeikommandos Döbling. Das tatsäch­
lich verfügbare Personal im Stadtpolizeikommando Favoriten war von 
2009 auf 2010 allerdings nur um drei Exekutivbedienstete, jenes von 
Döbling hingegen um sechs Exekutivbedienstete erhöht worden. 

(2) Laut Mitteilung der überprüften Stellen im Nachfrageverfahren 
sei der Status gegenüber der Stellungnahme des Vorberichts, wonach 
der Empfehlung des RH durch temporär begrenzte bezirksübergrei­
fende Zuweisungen und durch Zuweisungen im Zusammenhang mit 
der Ausmusterung von Grundausbildungslehrgängen nachgekommen 
werde, unverändert. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die LPD Wien das tatsächlich ver­
fügbare Personal im am höchsten belasteten Stadtpolizeikommando 
Favoriten um sieben Exekutivbedienstete erhöht und jenes von Döbling 
um zwei verringert hatte. Jedoch bestanden weiterhin Diskrepanzen 
zwischen der Belastung durch die Aufgabenwahrnehmung und der 
Personalausstattung an den Stadtpolizeikommanden. Dies zeigte sich 
bspw. an den beiden folgenden Fällen: 

- Das Stadtpolizeikommando Josefstadt war in den Jahren 201 1  und 
2012 unter den zwei am wenigsten belasteten Stadtpolizeikom­
manden, hatte aber in diesem Zeitraum beim Ist-Stand mit zusätz­
lichen 1 3  Exekutivbediensteten den dritthöchsten Zuwachs. 

- Das Stadtpolizeikommando Donaustadt war in den Jahren 2010 bis 
201 2  immer unter den fünf am höchsten belasteten Stadtpolizei­
kommanden, hatte aber in diesem Zeitraum einen um sieben Exe­
kutivbedienstete reduzierten Ist-Stand. 
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9.2 Die Empfehlung des RH wurde durch Personalausgleichsmaßnahmen 
zwischen den Stadtpolizeikommanden teilweise umgesetzt. Es gab aber 
weiterhin Diskrepanzen zwischen der Belastung und der Personalaus­
stattung. 

Der RH wiederholte daher seine Empfehlung an die LPD Wien, durch 
Personalverschiebungen zwischen den Stadtpolizeikommanden flexi­
bel auf Belastungsunterschiede im Stadtgebiet zu reagieren. 

9.3 Das BMT teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es der Empfehlung 

weiterhin nachkommen werde. 

Großer Sicherheits- 10.1 ( I )  Der RH hatte im Vorbericht (TZ 1 6) dem BMI und der LPD Wien 
und Ordnungsdienst empfohlen, im Rahmen einer flexiblen Dienstplanung darauf zu ach­

ten, dass das auf den Polizeiinspektionen verfügbare Personal durch 
den Einsatz bei Großveranstaltungen nicht zusätzlich vermindert wird. 
Dies im Hinblick darauf, dass Exekutivbedienstete der Polizeiinspekti­
onen neben ihrer Tätigkeit auf den Dienststellen auch zu Einsätzen im 
Rahmen des Großen Sicherheits- und Ordnungsdienstes herangezogen 
worden waren und sich dadurch der verfügbare Personalstand auf den 
Polizeiinspektionen reduziert hatte. Außerdem hatte die LPD Wien für 
diverse Schwerpunktaktionen, wie z.B. U-Bahnstreifen, Exekutivbe­
dienstete aus den Polizeiinspektionen abgezogen. 

332 

(2) Laut Mitteilung der überprüften Stellen im Nachfrageverfahren sei 
der Status gegenüber der Stellungnahme des Vorberichts, wonach das 
BMI die LPD Wien anweisen werde, auf eine bestmögliche Entspre­
chung der Empfehlung des RH hinzuwirken, unverändert. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die LPD Wien mit Schreiben vom 
Juli 201 2 als Flexibilisierungsmaßnahme verfügt hatte, dass bei dienst­
licher Notwendigkeit ein 1 2-stündiger Dienst pro Kalendermonat im 
Gruppendienstplan zu verschieben war (siehe TZ 1 2). Bei der Dienst­
planersteIlung zwingend zu berücksichtigen waren u.a. Minimal- und 
Maximaldienstzeiten sowie Ruhezeiten. 

Darüber hinaus schuf die LPD Wien mit November 201 2  eine Bereit­
schaftseinheit, die u.a. folgende zentral angeordnete Aufgaben wahr­
zunehmen hatte: Einsätze im Rahmen des Großen Sicherheits- und 
Ordnungsdienstes (eingeschränkt auf niederschwellige Anlässe ohne 
Erfordernis besonderer Ausrüstung oder Ausbildung), überlagernde 
Überwachungs- und Streifendienste sowie Sonder- und Schwerpunkt­
aktionen. 
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Eine der Hauptaufgaben der Bereitschaftseinheit lag somit in der Über­
wachung und Bestreifung von sogenannten Kriminalitäts-Hotspots 
bzw. Szenelagen (z.B. einbruchsgefahrdete Gegenden, Suchtgiftszene, 
Fußgängerzonen). Die LPD Wien plante, den zunächst bestehenden 
Personalstand von rd. 1 10 Exekutivbediensteten der Bereitschaftsein­
beit bis Anfang 2014 auf rd. 200 Exekutivbedienstete zu erhöhen. 

Zu den durch die Streifentätigkeit der Bereitschaftseinheit beabsichtig­
ten Zielen zählten u.a. die Entlastung der Polizeiinspektionen bei zen­
tralen Streifendienstaktionen und eine Professionalisierung bei bezirks­
übergreifenden Sonder- und Schwerpunktaktionen. 

10.2 Die Empfehlung des RH wurde durch die Einführung einer Flexibili­
sierungsmaßnahme für die Dienstplanung im Gruppendienst - Ver­
schiebung eines 1 2-stündigen Dienstes pro Kalendermonat - teil­
weise umgesetzt. Potenzial für weitere Flexibilisierungsmaßnahmen 
war nach Ansicht des RH gegeben (siehe auch TZ 1 2) .  Darüber hinaus 
stellte die neu geschaffene Bereitschaftseinheit für den RH eine Maß­
nahme mit ähnlicher Wirkung dar. Dadurch soll der auf den Polizei­
inspektionen verfügbare Personalstand von der Wahrnehmung der der 
Bereitschaftseinheit zugewiesenen Aufgaben entlastet werden. 

Der RH empfahl der LPD Wien, die Aufgabenwahrnehmung der Bereit­
schaftseinheit und deren Auswirkungen auf den von Polizeiinspekti­
onen wahrzunehmenden Exekutivdienst zu evaluieren, um eine Grund­
lage für eine effIziente Steuerung des Exekutivdienstes zu haben. 

10.3 Das BM! teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es die Empfell/ullg 

aufnehmen werde. 

11.1 ( I )  Im Hinblick auf die niedrige Parteienfrequenz und die damit ver­
bundene geringe zeitliche Belastung während der Nacht hatte der RH 
in seinem Vorbericht (TZ 1 5) der LPD Wien empfohlen, bis zur Errich­
tung der Zentralinspektionen den Parteienverkehr während der Nacht 
konzentriert in den 14 am Standort der Stadtpolizeikommanden ein­
gerichteten Polizeiinspektionen abzuwickeln. Auch diese Maßnahme 
könnte die Außendienstpräsenz erhöhen. 

(2) Laut Mitteilung der LPD Wien im Nachfrageverfahren sei der Sta­
tus gegenüber der Stellungnahme des Vorberichts, wonach ständig das 
Bestreben bestehe, Außendienstpräsenz fördernde Maßnahmen zu for­
cieren, unverändert. 
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(3) Wie der RH nunmehr feststellte. waren weiterhin alle 95 Polizei­
inspektionen rund um die Uhr. und damit auch in den Nachtstunden. 
offenzuhalten. Eine Konzentration des Parteienverkehrs auf weniger 
Polizeiinspektionen als bisher während der Nacht war nicht erfolgt. 
Laut Angaben der LPD Wien war für das Jahr 201 3  intendiert. etwa 
20 Polizeiinspektionen für den Parteienverkehr in den Nachtstunden 
zu schließen. um dadurch die Außendienstpräsenz zu erhöhen. 

1 1.2 ( I )  Die Empfehlung des RH wurde nicht umgesetzt. weil weiterhin alle 
Polizeiinspektionen rund um die Uhr offenzuhalten waren. Der RH hielt 
daher an seiner Empfehlung an die LPD Wien fest. bis zur Einrich­
tung der Zentralinspektionen den Parteienverkehr während der Nacht 
konzentriert in den 14 am Standort der Stadtpolizeikommanden ein­
gerichteten Polizeiinspektionen abzuwickeln. 

(2) Der RH begrüßte die geplante Konzentration des Parteienverkehrs 
in den Nachtstunden auf weniger Polizeiinspektionen. Er empfahl der 
LPD Wien. die Umsetzung der geplanten Konzentration von Polizeiin­
spektionen für den Parteienverkehr während der Nachtstunden zügig 
voranzutreiben. um damit Kapazitäten für den Außendienst frei zu 
machen. 

11.3 Das BMI nahm - trotz beabsichtigter Konzentration des Parteienver­

kehrs - zur Empfehlung des RH nicht konkret Stellung. Das BMI habe 

.. die vom RH intendierte Anregung von Organisationsmaßnahmen im 

Hinblick auf laufende Entwicklungen und Anforderungen und damit 

einer diesbezüglich entsprechend gerecht werdenden. sukzessiven 

Umsetzung stimmiger und vorausblickend tatsächlich realisierbarer 

Optimierungsmaßnahmen aufgenommen� 

Das BMI sei dieser Intention grundsätzlich folgend bestrebt . .. einen 

diesbezüglichen Anpassungsprozess mit entsprechender Ausrichtung 

der Organisation. der dienstbetrieblichen Abläufe. der infrastruktu­

rellen und personellen Dimensionierung sowie des Führungsaujbaues 

und den e.rtenten Anforderungen bzw. kommunalpolitischen Faktoren 

voranzutreiben� Zu diesem Anpassungsprozess seien maßgebliche Kri­

terien, wie z.B. Strukturdaten der jeweiligen Region. polizeitaktische 

Etjordemisse. Gewährleistung der sicherheitsdienstlichen Grundver­

sorgung in Verbindung mit der etjorderlichen Bürgentähe und Maß­

nahme/I im Dienste des Bürgerservices und wirtschaftliche Rahmen­

bedingungen sorgfältig abzuwägen. 
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1 1.4 Der RH begrüßte das zugesagte Bestreben des BMI, Anpassungspro­
zesse der Organisation voranzutreiben. Er sah der intendierten Kon­
zentration des Parteienverkehrs entgegen. 

12.1 ( I )  Der RH hatte dem BMI im Vorbericht (TZ 1 7) empfohlen, für die 
Exekutivbediensteten im Gruppendienstsystem weitere Flexibilisie­
rungselemente der Dienstzeit einzuführen, um den Polizeiinspekti­
onskommandanten bei der Dienstplanung die Möglichkeit zu bieten, 
auf die spezifIschen örtlichen und zeitlichen Anforderungen im Über­
wachungsgebiet bedarfsgerecht eingehen zu können. 

(2) Laut Mitteilung des BMI im Nachfrageverfahren sei der Status 
gegenüber der Stellungnahme des Vorberichts unverändert. Demnach 
könne mit den bereits entwickelten Flexibilisierungsmodellen ("Dienst­
zeitmanagement 2005") den unterschiedlichen Erfordernissen im Exe­
kutivdienst entsprochen werden. 

(3) Wie der RH nunmehr feststellte, verfügte die LPD Wien im Juli 
2012 folgende Flexibilisierung: Bei dienstlicher Notwendigkeit war 
unter Beachtung der im Dienstzeitrnanagement 2005 vorgesehenen 
ZulässigkeitsregeIn im Gruppendienstplan zwingend ein 1 2-stündiger 
Dienst pro Kalendermonat zu verschieben. Als dienstliche Notwendig­
keit war die Vermeidung von Überstunden anzusehen. 

12.2 Die Empfehlung des RH wurde teilweise umgesetzt. Mit der bei Bedarf 
zwingend einzuplanenden Verschiebung eines 1 2-stündigen Diens­
tes pro Kalendermonat stand den Polizeiinspektionskommandanten 
ein erstes Instrument zur Verfügung, mit dem sie im Gruppendienst­
system die Dienstplanung an spezifIsche örtliche und zeitliche Anfor­
derungen anpassen konnten. 

Der RH sah allerdings Potenzial für weitere Flexibilisierungen. Er hielt 
daher seine an das BMI gerichtete Empfehlung aufrecht, für Exeku­
tivbedienstete im Gruppendienstsystem weitere Flexibilisierungsele­
mente der Dienstzeit einzuführen. 

12.3 Das BMI teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es die Empfehlung 

aufnehmen werde. 
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13.1 ( I )  Der RH hatte dem BMI und der LPD Wien in seinem Vorbericht 
(TZ 1 8) empfohlen, zusätzlich zur Dokumentation des relevanten 
Geschehens in einer Polizeiinspektion auch die Erfassung des Zeit­
aufwands ftir die zu erbringenden Tätigkeiten vorzusehen. Vor allem 
sollten nach der Einftihrung der Elektronischen Dienstdokumentation 
einzelne Leistungsfelder des Außen- und Innendienstes nach den daftir 
erbrachten Zeiteinheiten ausgewertet werden können. Die ermittelten 
Leistungskennzahlen wären zum Zweck eines optimierten Ressourcen­
einsatzes heranzuziehen. 

(2) Laut Mitteilung der überprüften Stellen im Nachfrageverfahren 
erfolge die Erfassung des Zeitaufwands seit der flächendeckenden 
Umsetzung der Elektronischen Dienstdokumentation mit 1 .  April 201 1 .  
Die Empfehlung des RH sei somit umgesetzt. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die Elektronische Dienstdokumen­
tation sowohl Planungs- als auch Dokumentationsfunktionen bein­
haltete (siehe TZ 2). Jeder Exekutivbedienstete pflegte die von ihm 
erbrachten Tätigkeiten in die Elektronische Dienstdokumentation ein. 
Bei der Bezeichnung der Tätigkeiten hatte er sich dabei an die vorge­
gebenen Kategorien des Erfassungskatalogs zu halten. Der Erfassungs­
katalog enthielt über 200 verschiedene Leistungsarten. 

13.2 Die Empfehlung des RH wurde umgesetzt. Mit der Elektronischen 
Dienstdokumentation war die Erfassung der von Exekutivbedienste­
ten für einzelne Tätigkeiten aufgewendeten Zeit seit März 201 2  ver­
pflichtend vorgesehen (siehe TZ 2). 

Entlastung der Polizeiinspektionen 

Übernahme von 
Post- und Telekom­
bediensteten 

336 

14.1 ( I )  Die LPD Wien hatte bis Ende Februar 2010 26 Post- und Tele­
kombedienstete mit dem Ziel übernommen, durch deren Verwendung 
Exekutivbedienstete von administrativen Aufgaben zu entlasten. Im 
Hinblick darauf hatte der RH dem BM! und der LPD Wien in seinem 
Vorbericht (TZ 20) empfohlen, auf den Polizeiinspektionen verstärkt 
Verwaltungsbedienstete zur Entlastung der Exekutivbediensteten von 
administrativen Aufgaben und damit zur Erhöhung der Außendienst­
präsenz einzusetzen. 

(2) Die überprüften Stellen teilten im Nachfrageverfahren mit, dass mit 
einer Erweiterung der Einsatzgebiete der Post- und Telekombediens­
teten (bspw. Polizeianhaltezentrum - Anhaltevollzug) eine Aufsto­
ckung der Anzahl dieser Mitarbeiter erzielt werden soll. Es werde mit 
sukzessiven D ienstzuteilungen an der Erreichung des Ziels gearbeitet. 
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(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass seit 1. September 2009 insge­
samt 246 Post- und Telekombedienstete den Aufnahmeprozess bei der 
LPD Wien durchlaufen hatten. Mit Stichtag 1 .  September 201 2  waren 
85 ehemalige Post- und Telekombedienstete bei der Landespolizeidi­
rektion Wien beschäftigt, davon 47 auf den Polizeiinspektionen. 

14.2 Die Empfehlung des RH wurde umgesetzt. Im Vergleich zum Vorbe­
richt hatte die LPD Wien die Anzahl der in ihrem Zuständigkeitsbe­
reich eingesetzten ehemaligen Post- und Telekombediensteten mehr als 
verdreifacht (von 26 auf 85). Der Einsatz von Verwaltungsbedienste­
ten auf den Polizeidienststellen sollte nach Ansicht des RH bedarfsge­
recht im Hinblick auf die Erhöhung der Außendienstpräsenz der Exe­
kutivbediensteten weitergeführt werden. 

15.1 ( J )  Der RH hatte der LPD Wien im Vorbericht (TZ 2 J )  empfohlen, bei 
Anzeigen gerichtlich strafbarer Handlungen ohne Ermittlungsansatz 
die bezügliche Aufnahme, Protokollierung und weitere Bearbeitung 
- im Form des Soforterledigungsformulars - von Verwaltungsbediens­
teten, bspw. von dienstzugeteilten Post- und Telekombediensteten, auf 
den Polizeiinspektionen durchführen zu lassen. 

(2) Laut Mitteilung der überprüften Stelle im Nachfrageverfahren sei 
der Status gegenüber der Stellungnahme des Vorberichts unverändert. 
Danach werde die Empfehlung hinsichtlich der Aufnahme und Pro­
tokollierung bereits verfolgt. Um allenfalls vorhandene kriminalpoli­
zeiliche Hinweise nicht zu übersehen, bedürften die Aktenvorgänge 
al lerdings weiterhin einer polizeilichen Bearbeitung und Endkontrolle. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die für die Aufgabenzuteilung 
bezüglich des Soforterledigungsformulars maßgebliche Dienstanwei­
sung nicht geändert worden war. Diese Dienstanweisung sah weiterhin 
vor, dass auch bei Nichtvorliegen eines Ermittlungsansatzes der Exe­
kutivbedienstete die Amtshandlung weiterzuführen und den Anzeiger 
beim Ausfüllen des Soforterledigungsformulars zu unterstützen hatte. 

15.2 Die Empfehlung des RH wurde nicht umgesetzt. Laut Dienstanwei­
sung waren Verwaltungsbedienstete bei der Aufnahme von Anzeigen 
gerichtlich strafbarer Handlungen ohne Ermittlungsansatz weiterhin 
nicht ermächtigt, die weitere Bearbeitung im Rahmen des Soforterle­
digungsformulars (z.B. Unterstützung des Anzeigers beim Ausfüllen 
des Formulars) durchzuführen. 
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Der RH hielt seine an die LPD Wien gerichtete Empfehlung aufrecht, bei 
Anzeigen gerichtlich strafbarer Handlungen ohne Ermittlungsansatz 
die Aufnahme, Protokollierung und weitere Bearbeitung im Rahmen 
des Soforterledigungsformulars von Verwaltungsbediensteten, bspw. 
von ehemaligen Post- und Telekombediensteten, durchführen zu lassen. 

15.3 Das BMI teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es die Empfehlung 

- entsprechend der zur Verfügung stehenden Ressourcen - aufneh­

men werde. 

Schlussbemerkungen/Schlussempfehlungen 

338 

16 Der RH stellte fest, dass das BMl und die LPD Wien von 1 5  über­
prüften Empfehlungen des Vorberichts zwei umsetzten, sechs teil­
weise und sieben nicht umsetzten: 
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Schluss bemerkungen/ 
Schlussempfehlunge n 

Außendienstpräsenz der Wiener Polizei; 
Follow-up-Überprüfung 

Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts 
Reihe Bund 2010/11 

Vorbericht FoUow-up-Überprüfung 

TZ Empfehlungsinhalt TZ umgesetzt teilweise nicht 
umgesetzt umgesetzt 

Systematische Erhebung des Anteils der Außen-

10 dienstpräsenz an der Gesamtzeit; Festlegung 2 X einer ZielvorJ,abe für den Außendienstanteil und 
kontinuierlic e Überprüfung der Zielerreichung 

3, 5 
Zusammenführung der Polizeiinspektionen zu je einer 
Zentralinspektion pro Wiener Gemeindebezirk und 3 X, X 
Erstellung eines Konzepts über die Zusammenlegung 

Dienststellenbezogene Erhebung der Gesamtkosten 

4 für bauliche Maßnahmen; Ausrichtung der Sanie-
rungs- und Erweiterungsmaßnahmen an der Neu- 4 X 

strukturierung der Polizeiinspektionen 

6 Auflassung der Polizeiinspektion Lainzerstraße und 5 X Kündigung des Mietvertrags 

Reduktion der Anzahl an dienstführenden Exekutiv-

8 bediensteten und maßgebliche Erhöhung der 6 X Führungsspanne; Schaffung von Polizeiinspektions-
Clustern 

Grundsätzliche Zuständigkeit des Landeskriminal-

11 amts für gerichtlich strafbare Han�.lungen; bei 7 X Unklarheit über die Zuständigkeit Ubertragung der 
Entscheidung an Sicherheitsbehörde 

12 Konzentration der Bearbeitung von Einbruchs- 8 X diebstählen beim Landeskriminalamt 

14 
Personalverschiebun�en zwischen Stadtpolizei-
kommanden zur flexi len Reaktion auf Belastungs- 9 X 
unterschiede im Stadtgebiet 

16 
Flexible Dienstplanung, um das verfü�bare Personal 
auf Polizeiinspektionen nicht durch Emsatz bei Groß- 10 X 
veranstaltungen zu vermindern 

Konzentration des Parteienverkehrs in den Polizei-
15 inspektionen während der Nacht am Standort der 11 X 

Stadtpolizeikommanden 

17 Weitere Flexibilisierungselemente im Gruppen-
dienstsystem 12 X 

18 Erfassung des Zeitaufwands für zu erbringende 
Tätigkeiten auf einer Polizeiinspektion 13 X 

20 
Verstärkter Einsatz von Verwaltungsbediensteten 
für administrative Aufgaben zur Entlastung von 
Exekutivbediensteten 

14 X 

21 
Bearbeitung von Anzeigen strafbarer Handlungen 
ohne Ermittlungsansatz - in Form des Sofort-
erledigungsformulars - durch Verwaltungsbedienstete 

15 X 
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Anknüpfend an den Vorbericht hob der RH folgende Empfehlungen 

hervor : 

BMl, Landespolizeidirektion Wien 

( 1 )  Der Anteil der Außendienstpräsenz der Exekutivbediensteten 

der Wiener Polizei an ihrer Gesamtdienstzeit sollte systematisch 

erhoben und die Erreichung der Zielvorgabe zum Außendienstan­

teil kontinuierlich geprüft werden. (TZ 2) 

(2) In jedem Wiener Gemeindebezirk sollte eine Zentralinspektion 

eingerichtet werden und die Polizeiinspektionen wären bei dieser 

zusammenzuführen. Der Neustrukturierung vorausgehend wäre ein 

Konzept über die Zusammenlegung der Polizeiinspektionen an den 

Standorten von Zentralinspektionen zu erstellen. (TZ 3) 

(3) Die erwartbaren Gesamtkosten für die erforderlichen baulichen 

Maßnahmen wären dienststellenbezogen zu erheben. Die baulichen 

Sanierungs- und Erweiterungsmaßnahmen sollten dabei an der vom 

RH empfohlenen Neustrukturierung der Polizeiinspektionen (Zen­

tralinspektionen) ausgerichtet werden. (TZ 4) 

(4) Die Polizeiinspektion Lainzerstraße sollte aufgelassen und der 

Mietvertrag des dringend sanierungsbedürftigen Gebäudes gekün­

digt werden. (TZ 5) 

(5) Unabhängig von der Einrichtung von Zentralinspektionen wäre 

der Anteil an dienstfiihrenden Exekutivbediensteten auf den Poli­

zeiinspektionen zu reduzieren und dadurch die Führungsspanne 

maßgeblich zu erhöhen. (TZ 6) 

(6) Die durch die Einführung von Polizeiinspektions-Errnittlern 

erfolgte Spezialisierung in den Polizeiinspektionen sollte im Hin­

blick auf deren Auswirkungen evaluiert und das Ergebnis bei den 

Zuständigkeitsregelungen für die Bearbeitung gerichtlich stratbarer 

Handlungen berücksichtigt werden. (TZ 7,  8) 
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Schluss bemerkungen/ 
schlussel11pfeh lungen 

Bund 2013/8 

Außendienstpräsenz der Wiener Polizei; 
Follow-up-Überprüfung 

Landespolize idirektion W ien 

(7) Durch Personalverschiebungen zwischen den Stadtpolizeikom­

manden wäre flexibel auf Belastungsunterschiede im Stadtgebiet 

zu reagieren. (TZ 9) 

(8) Die Aufgabenwahrnehmung der Bereitschaftseinheit und deren 

Auswirkungen auf den von Polizeiinspektionen wahrzunehmenden 

Exekutivdienst sollten evaluiert werden, um e ine Grundlage für eine 

effiziente Steuerung des Exekutivdienstes zu haben. (TZ 10) 

(9) Bis zur Einrichtung der Zentralinspektionen sollte der Partei­

enverkehr während der Nacht konzentriert in den 14 am Stand­

ort der Stadtpolizeikommanden eingerichteten Polizeiinspektionen 

abgewickelt werden. (TZ 11) 

(10) D ie Umsetzung der geplanten Schließung von Polizeiinspekti­

onen während der Nachtstunden wäre zügig voranzutreiben. (TZ 11) 

(11) Bei Anzeigen gerichtlich stratbarer Handlungen ohne Ermitt­

lungsansatz wären die Aufnahme, Protokollierung und weitere 

Bearbeitung im Rahmen des Soforterledigungsformulars von Ver­

waltungsbediensteten, bspw. von ehemaligen Post- und Telekom­

bediensteten, durchzuführen. (TZ 15) 

BM1 

(12) Für die Exekutivbediensteten im Gruppendienstsystem sollten 

weitere Flexibilisierungselemente der Dienstzeit eingeführt wer­

den. (TZ 12) 
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Bund 2013/8 

Bericht 
des Rechnungshofes 

Labortarife bei ausgewählten Kranken­
versicherungsträgern; Follow-up-Überprüfung 
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Tabellen- und Abbildungsverzeichnis 

Tabelle I :  Entwicklung des Laboraufwands je 
Anspruchsberechtigten ___________ 3 55 

Abbildung I :  Veränderung der Laborausgaben je Anspruchs­
berechtigten 2008 bis 201 1  bei Laborfachärzten 
und sonstigen Ärzten 356 

Abbildung 2 :  Tarife und Preise für "Großes Blutbild" bzw. 

"Komplettes Blutbild" im Jahr 201 2  358 

Abbildung 3: Tarife und Preise für "TSH" im Jahr 201 2 3 58 

Tabelle 2 :  Zuweiser-Vertragspartnemummem im 
Abrechnungsdatensatz. ___________ 370 

Abbildung 4: Vergleich der Tarife und Kosten der eigenen 
Einrichtung mit den Tarifen und Preisen der 
Laborfachärzte und Institute für "Großes Blutbild" 
bzw. "Komplettes Blutbild" im Jahr 201 2  374 
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Laborfachärzte und Institute für "TSH" im 
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Bund 201 3/8 

Abkürzungsverzeichnis 

Abs. 
ASVG 

B-KUVG 
BVA 
bzw. 

EUR 

FOKO 

GSVG 

i.H.v. 

Mio. 

rd. 
RH 

StGKK 
SVA 

TZ 

u.a. 

VfGH 
VPAB-NOVA 

Z 

z.B. 

Absatz 
Allgemeines Sozialversicherungsgesetz 

Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz 
Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter 
beziehungsweise 

Euro 

Gesamtkostenrechnung ärztlicher Tätigkeit, Anwender: 
Alle Kranken- und Sonderversicherungsträger, eingerich­
tet durch die Oberösterreichische Gebietskrankenkasse 

Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz 

in Höhe von 

Million(en) 

rund 
Rechnungshof 

Steiermärkische Gebietskrankenkasse 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft 

Textzahl(en) 

unter anderem 

Verfassungsgerichtshof 
Vertragspartnerabrechnungsprogramm bundesweiter Kran­
kenversicherungsträger IBVA, SVA, SYB, VAEB) 

Ziffer 

zum Beispiel 
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KURZFASSUNG 

Bund 2013/B 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 

Labortarife bei ausgewählten Kranken­
versicherungsträgern; Follow-up-Überprüfung 

Die Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, die Sozialversi­

cherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft und die Steiermär­

kische Gebietskrankenkasse kamen den Empfehlungen des RH, die 

er zum Thema Labortarife im Jahr 2010 veröffentlicht hatte (Reihe 

Bund 2010/6), nur teilweise nach. 

Zwar konnten die vom RH aufgezeigten erheblichen Unterschiede 

bei den Tarifen und Preisen rur Laborleistungen durch Vereinba­

rungen mit den jeweiligen Ärztekammern reduziert werden, doch 

lagen die Ausgaben je Anspruchsberechtigten rur Laborleistungen 

bei der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter immer noch um 

rcl. 80 % und bei der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 

Wirtschaft um rd. 46 % über jenen der Steiermärkischen Gebiets­

krankenkasse. 

Prüfungsziel 

Ziel der Follow-up-Überprüfung von Labortarifen ausgewählter 

Krankenversicherungsträger war es, die Umsetzung von Empfeh­

lungen zu beurteilen, die der RH bei einer vorangegangenen Geba­

rungsüberprüfung abgegeben hatte. (TZ I )  

Ausgewählte Laborpositionen 

Der Empfehlung des RH entsprechend hatten die Versicherungs­

anstalt öffentlich Bediensteter (BVA) und die Sozialversicherungs­

anstalt der gewerblichen Wirtschaft (SVA) ihre Tarife reduzieren 

können. Mit rd. 46 EUR bei der BVA bzw. rd. 38 EUR bei der SVA 

lagen die Ausgaben rur Laborleistungen je Anspruchsberechtigten 

weiterhin deutlich über jenen der Steiermärkischen Gebietskran­

kenkasse (StGKK) mit rd. 26 EUR. Bei allen Krankenversicherungs­

trägem lagen die Tarife rur die Ärzte über den Institutstarifen, die 
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anhand einer am Labormusterkatalog l orientierten Kostenkalkula­

tion vereinbart waren. Die Tarife der BVA und der SVA rur Änte 

lagen immer noch wesentlich über jenen der StGKK. (TZ 2) 

Laborgemeinschaften 

Entgegen der Empfehlung des RH hatten weder die BVA noch die 

SVA Rahmenbedingungen rur Laborgemeinschaften geschaffen. Die 

StGKK hatte zwar die Rahmenbedingungen geregelt, aber keine ver­

günstigten Tarife vereinbaren können. (TZ J) 

Maßnahmen zur Mengensteuerung 

Entsprechend der Empfehlung des RH führten die SVA und die 

StGKK im Rahmen der VertragspartneranaJyse des Hauptverbands 

der österreichischen Sozialversicherungsträger systematische träger­

übergreifende Vergleicbe durch. Die BVA nahm an diesem Projekt 

hingegen nicht teil, sondern unternahm lediglich einzelne Bemü­

hungen zu Vergleichen. (TZ 4) 

Auswahl des Leistungserbringers 

Der RH sah seine Empfehlung nur als teilweise umgesetzt an, näm­

lich im Hinblick auf die Auswahl der Leistungsparameter, nicht aber 

im Hinblick auf die Auswahl der Leistungserbringer. Obwohl einer­

seits zwischen den einzelnen Leistungsanbietern, insbesondere zwi­

schen Instituten und Laborfachärzten, erhebliche Tarifunterschiede 

rur die gleiche Leistung bestanden und andererseits der Gesetzge­

ber eine ökonomische Zuweisung sicherstellen wollte, nutzten die 

Krankenversicherungsträger kein Instrumentarium, um eine Leis­

tungserbringung beim günstigsten Anbieter sicherzustellen. (TZ 5) 

Vertragspartnerabrechnung 

Die Empfehlung des RH an die drei Krankenversichemngsträger, 

gemeinsam mit den Vertragspartnern rur ökonomische Zuweisungen 

zu sorgen, wurde nur teilweise umgesetzt. Der Anteil der ausge-

I Ocr Musterkatalog Labor 2006 enthäh die lahorpositionen und die dafUr kalkulienen 

Tarife. Er wurde im Auftrag des Hauptverbands der österreich ischen Sozialversicherungs­

träger vom Kompelenzzentrum der Wicner GcbicLSkrankenkasse, Abteilung Behandlungs­

ökonomie und Verrechnung, erstellt. 
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Bund 201 3/8 

Labortarife bei ausgewählten Kranken­
versicherungsträgern; Follow-up-Überprüfung 

füllten Zuweiser-Vertragspartnernummern war bei allen drei Kran­

kenversicherungsträgern gestiegen. Da die Zuweisungen weiterhin 

in Papierform übermittelt wurden, war ein systematischer Abgleich 

der angeforderten mit den abgerechneten Laborparametern2 nicht 

möglich. (TZ 6) 

Rahmenbedingungen 

Die BVA, die SVA und die StGKK setzten die Empfehlung des RH, 

zu evaluieren, ob eine Änderung der gesamtvertraglichen Rahmen­

bedingungen eine Absenkung des Preisniveaus erleichtern würde, 

um. Der Hauptverband hatte gemeinsam mit Vertretern der Kran­

kenversicherungsträger die Chancen und Risiken, die eine Teilkün­

digungsmöglichkeit für die Krankenversicherungsträger mit sich 

brächten, erörtert und sich dafür ausgesprochen, das Gesamtver­

tragssystem derzeit nicht in Frage zu s tellen. (TZ 7) 

Entgegen der Empfehlung des RH hatte die StGKK die Leistungen 

ihrer eigenen Einrichtung wie bisher ohne Berücksichtigung von 

Degressionseffekten bewertet und keine schriftlichen Vereinbarungen 

mit der BVA oder der SVA abgeschlossen. (TZ 8) 

Ausgabenbegrenzungen 

Entgegen der Empfehlung des RH vereinbarten weder die BVA noch 

die SVA Ausgabenbegrenzungen. Im Unterschied dazu verfügte die 

StGKK über wirksame Degressionsmodelle und nutzte somit die 

Möglichkeit, an der Fixkostendegression der Anbieter teilhaben zu 

können. (TZ 9) 

Vertragspartnerökonomie 

Die BVA und die SVA setzten die Empfehlung des RH, ihre Aktivi­

täten im Rahmen der Vertragspartnerökonomie zu verstärken, um. 

Beide Krankenversicherungsträger führten im Rahmen der Ökono­

miekontrolle sowohl systematische Auswertungen wie auch Einzel­

fallprüfungen durch. (TZ 10) 

2 abgerechnete Laborleistungsposition laut Honorarordnung 
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Kenndaten zu den labortarifen bei ausgewählten Krankenversicherungsträgern 

Rechtsgrundlagen: Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz (B-KUVG), 

2 
3 

Versicherungsleistun�en in der 
Krankenve rsicherung 
Ausgaben für ärztliche Hilfe und 
gleichgestellte Leistungen' 
Ausgaben für Laborleistungen 
davon 

Laborjachärzte2 
sonstige Ärzte2 
Institute3 

Anspruchsberechtigte5 

Versicherun�sleistun�en in der 
Krankenvers1cherung 
Ausgaben für ärztliche Hilfe und 
gleichgestellte Leistungen' 
Ausgaben für Laborleistungen 
davon 

Laborjachärzte2 
sonstige Ärzte2 
Institute3 

Anspruchsberechtigte\ .. 

Versicherungsleistun�en in der 
Krankenversicherung 
Ausgaben für ärztliche Hilfe und 
gleichgestellte Leistungen' 
Ausgaben für Laborleistungen 
davon 

Laborjachärzte2 
sonstige Ärzte2 
Institute3 
eigene finrichtung4 

Anspruchsberechtigte5 
Erfolgsrechnungen 2008 bis 2011 
Daten aus VPAB-NOVA; StGKK aus FOKO 
Daten aus FOKO 

Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz (GSVG), 
Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG) 

2008 2009 2010 2011 

in Mio. EUR 

1.330,06 1.368,00 1.412,32 1.445,69 

354,88 368,41 378,27 383,56 

37,17 37,56 38,54 35,54 

19,14 19,46 19,75 18,34 

13,54 13,64 13,73 11,70 

4,49 4,47 5,06 5,51 

Anzahl 
736.614 746.882 757.620 765.385 

in Mio. EUR 

766,14 755,73 790,67 790,97 

230,25 233,27 238,55 243,56 

27,62 28,10 27,49 27,02 

14,15 15,19 14,57 13,09 

10,78 11,01 11,05 11,71 

2,69 1,90 1,87 2,22 

Anzahl 
654.468 615.9]0 694.567 713.860 

in Mio. EUR 

1.283,77 1.320,61 1.324,66 1.361,20 

331,60 339,21 342,29 350,98 

22,65 22,25 22,60 23,49 

5,44 5,47 5,57 5,77 

8,31 8,42 8,46 8,72 

5,10 5,09 5,25 5,70 

3,80 3,27 3,32 3,30 

Anzahl 
890.961 894.835 899.042 908.000 

4 leistungsaufsteUungen des labors der eigenen Einrichtung der StGKK 
5 Anspruchsberechtigtendatenbank des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger 
Quellen: BVA; SVA; StGKK; RH 
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Veränderung 
2008 bis 2011 

in % 

9 

8 

- 4  

- 4  

- 14 

23 

4 

in Ofo 

3 

6 

- 2  

- 7  

9 

- 17 

9 

in % 

6 

6 

4 

6 

5 

12 

- 13 

2 
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Bund 2013/8  

labortarife bei ausgewählten Kranken­
versicherungsträgern; Follow-up-Überprüfung 

1 Der RH überprüfte im Dezember 201 2  und im Jänner 201 3  bei der 
Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter (BVA), bei der Sozial­
versicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft (SVA) und bei der 
Steiermärkischen Gebietskrankenkasse (StGKK) die Umsetzung von 
Empfehlungen, die er bei einer vorangegangenen Gebarungsüberprü­
fung abgegeben hatte. Der in der Reihe Bund 2010/6 veröffentlichte 
Bericht wird in der Folge als Vorbericht bezeichnet. 

Weiters hatte der RH zur Verstärkung der Wirkung seiner Empfehlungen 
deren Umsetzungsstand bei den überprüften Stellen nachgefragt. Das 
Ergebnis dieses Nachfrageverfahrens hatte er in seinem Bericht Reihe 
Bund 20 1 1 / 1 3  veröFfentlicht. 

Zu dem im April 201 3  übermittelten Prüfungsergebnis nahmen die 
überprüften Stellen im Juni und Juli 201 3  Stellung. Die Gegenäuße­
rung des RH erfolgte im September 201 3.  

2.1 ( I )  Angesichts der Preisunterschiede von bis zu 400 "10 bei den bei­
den umsatzstärksten Laborpositionen hatte der RH der BVA, der SVA 
und der StGKK in seinem Vorbericht (TZ 9) empfohlen, die aufge­
zeigten Preisunterschiede zwischen den Anbietern zur Vereinbarung 
von Tarifsenkungen für Laborleistungen zu nutzen und sich dabei an 
den Kosten einer eFfIzienten Anbieterstruktur zu orientieren. 

(2) Die BVA hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, sie habe die Tarif­
niveauunterschiede in den Verhandlungen zur Neuorganisation des 
Laborbereichs in der Honorarordnung argumentativ verwendet. Nach 
Verhandlungen mit der Ärztekammer seien im Jahr 201 1  Reduktionen 
der Labortarife gelungen, wenn auch nicht im ursprünglich angestreb­
ten Ausmaß. Die Vereinbarung sei als erster Schritt im Sinne einer all­
gemeinen Tarifsenkung mit dem Ziel zu sehen, Laboruntersuchungen 
grundSätzlich in den ökonomisch günstigeren Strukturen der Fachla­
bors zu erbringen. 

Die SVA hatte im NachFrageverfahren mitgeteilt, sie habe bereits in der 
Vergangenheit mehrfach versucht, die hohen Labortarife abzusenken. 
Nach schwierigen Verhandlungen sei es schließlich zur Gesamtver­
tragskündigung durch die Österreichische Ärztekammer mit 3 1 .  Dezem­
ber 2009 und einer vertragsfreien Zeit ab I .  Juni 2010 gekommen. Im 
Juni 2010 sei eine Einigung der Österreich ischen Ärztekammer und der 
SVA über eine Senkung der Labortarife für Laborfachärzte um 22 "10 

erfolgt, woraus sich Einsparungen für die SVA von rd. 2,9 Mio. EUR 
pro Jahr ergeben hätten. Die SVA verhandle auch über eine Senkung 
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der Labortarife für Allgemeinmediziner und Fachärzte mit dem zuletzt 
erfolgten Laborabschluss der BVA als Vorbild. 

Die StGKK hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, es sei ihr bewusst, 
dass sich durch die technische Weiterentwicklung laufend Ände­
rungen in der Kostenstruktur ergäben, die auch in der Tarifgestal­
tung zu berücksichtigen seien. In den letzten Jahren seien die Tarife 
für Laborfachärzte zumeist nicht angehoben worden, in den Verhand­
lungen für 201 1  werde sie versuchen, eine Reduktion des Laborauf­
wands zu erreichen. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass alle drei Krankenversicherungs­
träger im Laborbereich Tarifsenkungen vereinbart hatten. Bei der BVA 
und der SVA waren entsprechende Aufwandssenkungen bereits in den 
vollständig abgerechneten Daten (bis 201 1 )  erkennbar. Die StGKK hatte 
erst im Jahr 201 3  eine Tarifsenkung erreicht. 

- Die BVA senkte im Jahr 201 1 3  die Labortarife für nahezu alle Para­
meter um 20 "10.4 Bei 64 Parametern führte sie eine zusätzliche 
Absenkung durch. Gleichzeitig nahm sie 44 neue Laborparameter 
in den Katalog auf. 

- Bei der SVA führte der Abschluss des neuen Gesamtvertrags im 
Juni 2010 im Bereich der Laborfachärzte zu einer Senkung der 
Labortarife um 22 "10, bei den übrigen Ärzten blieben die Tarife 
zunächst unverändert. 

- Die StGKK führte im Jahr 201 1 im Bereich der Laborinstitute Degres­
sionsregelungen ein (siehe TZ 9). 

Die folgende Tabelle zeigt den Laboraufwandje Anspruchsberechtigten 
bei Laborfachärzten, sonstigen Ärzten (Allgemeinmediziner und allge­
meine Fachärzte). Instituten und eigenen Einrichtungen für die BVA, 
die SVA und die StGKK in den Jahren 2008 bis 201 1 :  

3 ZusalzObcreinkommcn zum Gesamtvenrag vom März 2011 

4 ausgenommen elf Parameter im Bereich Akullabor unter der Voraussetzung der Leis­
tungserbringung unmittelbar in der Ordination 

Bund 2013/8 

III-21 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 04 Hauptdokument Teil 4 (gescanntes Original)58 von 90

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 
Ausgewählte Laborpositionen Labortarife bei ausgewählten Kranken­

versicherungsträgern; Follow-up-Überprüfung 

Tabelle 1: Entwicklung des Laboraufwands je Anspruchsberechtigten 

Aufwendungen �e 
Anspruchsberec tigten 2008 2009 2010 2011 

V.rsleherun IInsult iffenttleh ledl,nstetlr 

in EUR 

Laborfachärzte 25,98 26,05 26,07 23,96 

sonstige Ärzte 18,38 18,26 18,13 15,28 

Institute 6,10 5,99 6,68 7,19 

Summe 50,46 50,30 46,44 

in % 

in % der StGKK 199 202 202 180 

Sozillverileherunglinlult der gewerblichen Wlrtlchtft 

in EUR 

Laborfachärzte 21,62 22,47 20,98 18,34 

sonstige Ärzte 16,47 16,29 15,91 16,40 

Institute 4,11 2,81 2,69 3,11 

Summe 

in % 

in "/. der StGKK 166 167 157 146 

in EUR 

Laborfachärzte 6,11 6,12 6,20 6,36 

sonstige Ärzte 9,33 9,41 9,41 9,61 

Institute 5,72 5,69 5,84 6,27 

eigene Einrichtung 4,27 3,65 3,70 3,64 

Summe 

Quellen: BVA; SVA; StGKK; RH 

Veränderung 
2008 bis 

2011 

in % 

- 8  

- 17 

18 

- 8  

- 15 

0 

- 24 

- 10 

4 

3 

10 

- 15 

2 

Die Tabelle zeigt zwar einen Rückgang der Aufwendungenje Anspruchs-
berechtigten zwischen 2008 und 2011 bei der BVA und der SVA,jedoch 
lag der Aufwand je Anspruchsberechtigten im Jahr 201 \  bei der BVA 
nach wie vor um rd. 80 Ofo, bei der SVA um rd. 46 Ofo über den Wer-
ten der StGKK. 
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Die folgende Abbildung zeigt die Veränderung der Laborausgaben bei 
Ärzten (Laboraufwand ohne Institute) je Anspruchsberechtigten zwi­
schen 2008 und 2011 und ihre Ursachen: 

Abbildung I :  Veränderung der Laborausgaben je Anspruchsberechtigten 2008 bis 20 1 1  bei 
Laborfachärzten und sonstigen Ärzten 

Aufwand 
BVA 

Laborfachärzte - 8  
sonstige Ärzte - 17 
G,"m - 2 

Kosten je Anspruchs- 39,25 berechtigten 2011 

Quellen: BVA; SVA; StGKK; RH 
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Kostenveranderung der Parameter 
BVA SVA StGKK 

in Ofo 
Laborfachärzte - 19 - 20 - 4  
sonstige Ärzte - 18 0 6 

SVA StGKK , I 3 
in '10 in EUR 

- 15 4 
0 3 

Kosten je Anspruchs- 4,65 6,09 2,66 berechtigten 2011 
- 9 3 

in EUR Mengenveranderung der Parameter 
BVA SVA StGKK 

34,74 15,96 in 010 
Laborfachärzte 14 6 8 
Sonstige Ärzte 2 - 1  - 2  

I 
in EUR 

Kosten je Anspruchs- 8,43 5,70 6,00 berechtigten 2011 

Der Laboraufwand bei Ärzten (Laborfachärzte und sonstige Ärzte) sank 
bei der BVA und bei der SVA um rd. 1 2  '1'0 bzw. 9 '1'0, bei der StGKK 
stieg er um 3 0/0. Die erfolgten Tarifsenkungen der BVA und der SVA 
zeigten sich im Bereich der Kosten pro Parameter. Während die Tarif­
senkung der BVA beide Ärztegruppen betraf, sanken im dargestellten 
Zeitraum bei der SVA nur die Tarife der Laborfachärzte. Den Tarif­
senkungen standen allerdings Mengensteigerungen gegenüber. Der 
Gesamtaufwand sank dadurch nicht im seI ben Maße wie die Tarife. 
Auffallig war, dass die Parameter pro Anspruchsberechtigten bei der 
BVA mehr als doppelt so stark stiegen als bei den anderen Kranken­
versicherungsträgern (TZ 4). Die Kosten pro Parameter waren bei der 
SVA am höchsten, während die BVA die meisten Laborleistungen je 
Anspruchsberechtigten erbrachte. 

Nach dem dargestellten, vollständig abgerechneten Zeitraum (bis ein­
schließlich 201 1 )  führten die SVA und die StGKK weitere Tarifsen­
kungen durch: 
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Bund 2013/8 

- Die SVA übernahm mit I .  Jänner 201 2  den Laborkatalog der BVA 
und senkte dabei die Tarife der Allgemeinmediziner und Fachärzte 
auf das Niveau der Laborfachärzte ab. Die Kosten pro Laborparame­
ter sanken dadurch gegenüber den im Jahr 2008 geltenden Tarifen 
um 23 0/0. Ein erheblicher Teil der Einsparungen wurde für andere 
Leistungen außerhalb des Laborbereichs verwendet.5 

- Die StGKK senkte mit 1 .  Jänner 2013 bei den Allgemeinmedizinern 
und Internisten durch Verringerung der Punktewerte den Laborauf­
wand um rd. 9 %. Gleichzeitig wurde im Bereich der Laborfachärzte 
eine veränderte Staffelhonorierung vereinbart, die den Laborauf­
wand in diesem Bereich um rd. 1 5  % verringern sollte. Insgesamt 
erwartete die StGKK eine Verringerung des Laboraufwandes um 
rd. 1 1  %. Berechnungen der StGKK ergaben, dass bei einer Senkung 
der Tarife auf den Labormusterkatalog Einsparungen von rd. 33 % 
des Aufwands möglich gewesen wären. 

Bezüglich der bei den im Vorbericht dargestellten umsatzstärksten 
Laborparameter "Großes Blutbild" (BVA und SVA) bzw. "Komplettes 
Blutbild" (StGKKj sowie "TSH (Schilddrüsenhormon)" stellten sich die 
Tarife und Preise6 zum 3 1 .  Dezember 201 2  wie folgt dar: 

S Die SVA ging in ihrer Berechnung von Einsparungen LH.v. 4.44 Mio. EUR aus: davon 
sollten 2.96 Mio. EUR in die Gcsprnchsmedizin und in die Aufwertung einzelner Grund­
leistungen investiert werden. 

(; Der Tarir gibt den Wertansatz (in EUR) laul Honorarordnung an. Unter Preis versteht 
der RH die Ausgaben eines bestimmten Krankenversicherungslrägers für einen Labor­
parameter. Im Gegensatz zu den Tariren sind dabei Ausgabenbegrenzungen berück­
sichtigt 
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Abbildung 2 :  Tarife und Preise für  "Großes Blutbild" bzw. "Komplettes Blutbild" im  Jahr 201 2  

eVA Ärzte Tarif - Preis 

SVA Ärzte Tarif - Prei, 

StGKK Allgemeinmediziner und Allgemeine 
Fachärzte Durchschnittspreis 

StGKK Allgemeinmediziner und Allgemeine 
Fachärzte Tarif 

StGKK Laborfachärzte Durch,chnitt'prei, 

StGKK Laborfachärzte Tarif 

Institut 2 Tarif . Preis 

In,titut 1 Tarif - Prei, 

QueUen: BVA; SVA; StGKK; RH 

o 1 2 

Abbildung J :  Tarife und Preise für "TSH" im Jahr 2 0 1 2  

BVA Ärzte Tarif - Prei, 

SVA Ärzte Tarif - Prei, 

StGKK Laborfachärzte Durch,chnitt'prei, 

StGKK Laborfachärzte Tarif 

Institut 2 Tarif - Preis _ 
Institut 1 Tarif - Preis _ 

o 5 

3 4 
in EUR 

10 

in EUR 

QueUen: BVA; SVA; StGKK; RH 
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5 6 7 

1 5  
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Bund 2013/B 

Bei allen drei Krankenversicherungsträgern lagen die Tarife und die 
Durchschnittspreise für die Ärzte über den Institutstarifen, die anhand 
einer am Labormusterkatalog7 orientierten Kostenkalkulation verein­
bart waren. Die Preise der BVA und der SVA für Ärzte lagen immer 
noch wesentlich über jenen der StGKK. 

2.2 Die BVA, die SVA und die StGKK setzten die Empfehlung des RH 
um, indem sie die Tarife für Laborleistungen gesenkt hatten. Der RH 
wies jedoch kritisch darauf hin, dass das Tarifniveau der StGKK wei­
terhin über den Tarifen lag, die für Laborinstitute anhand einer am 
Labormusterkatalog orientierten Kostenkalkulation vereinbart waren. 
Zudem lagen die Tarife und die Durchschnittspreise der BVA und der 
SVA noch erheblich über den Tarifen der StGKK. Die überhöhten Tarife 
trugen maßgeblich dazu bei, dass die Aufwendungen je Anspruchs­
berechtigten bei der BVA um rd. 80 Ofo und bei der SVA um rd. 46 Ofo 
über den Werten der StGKK lagen. 

Der RH empfahl daher der BVA, der SVA und der StGKK, weitere Tarif­
senkungen im Laborbereich anzustreben. 

2.3 Die BVAführte in ihrer Stellungnahme aus, sie betracllte weitere tarif­

liche Maßnahmen im Laborbereich als zentralen Verhandlungsgegen­

stand und unabdingbaren Inhalt einer Vereinbarung für die unmittel­

bare Zukunft. 

Die SVA wollte gemäß ihrer Stellungnahme im Rahmen der anstehen­

den Honorarverhandlungen versuchen, weitere Einsparungspotenziale 

im Laborbereich zu nutzen. 

Die StGKK wies in ihrer Stellungnahme auf die zuletzt eifolgten Tarif­

senkungen hin. Es sei mit der Ärztekammer Jlertraglich Jlereinbart, im 

Jahr 201 J Gespräche mit dem Ziel einer Senkung des Laboraufwands 

unter Berücksichtigung des Aufwandniveaus des Labonnusterkatalogs 

zu führen. Die StGKK werde im Rahmen der Honorarverhandlungen 

eine weitere Senkung des Laboraufwands fordem. 

1 Der Muslcrkatalog Labor 2006 enLhält die Laborposilionen und die daFür kalkulicnen 

Tarife. Er wurde im Auftrag des HauplVerbands der öSlcrrcichischen Sozialversicherungs­

träger vom Kompetenzzcnlrum der Wirner Gebietskrankenkasse. Abteilung Behandlungs­

ökonomie und Verrechnung. erstellt 
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3.1 ( I )  Der RH hatte der BVA, der SVA und der StGKK in seinem Vorbe­
richt (TZ 1 1 )  empfohlen, die Rahmenbedingungen für die Erbringung 
von Laborleistungen in Laborgemeinschaften8 zu regeln und sicher­
zustellen, dass die wirtschaftlichen Vorteile eines solchen Zusammen­
schlusses auch an die Krankenversicherungsträger weitergegeben wer­
den. 

(2) Die BVA hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass sie geson­
derte Regelungen betreffend die Laborgemeinschaften in der geplanten 
Neuorganisation des Laborbereichs in der Honorarordnung nicht für 
möglich erachte. 

Die SVA hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass es durch die 
angestrebte Änderung des Gesamtvertrags zu einem einheitlichen Labor­
tarif kommen würde. Es würde dabei unerheblich werden, ob es sich 
beim Leistungserbringer um einen niedergelassenen Laborfacharzt, All­
gemeinmediziner oder Facharzt handle, die Honorierung würde einheit­
lich nach dem Tarif für Laborfachärzte erfolgen. 

Die StGKK hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass sie mit der 
Ärztekammer Steiermark Gespräche bezüglich des Themas Laborge­
meinschaften geführt habe. Die Ärztekammer Steiermark hätte ihre 
grundSätzliche Bereitschaft erklärt, diese Thematik zu regeln. Eine 
umfassende Regelung der Laborgemeinschaften könnte jedoch nur 
im Zuge der allgemeinen Honorarverhandlungen erfolgen, die im 
Herbst 201 1  aufgenommen würden. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die BVA über keine explizite 
Regelung für Laborgemeinschaften verfügte. Nach Ansicht der BVA 
senke die aktuell gültige Honorarordnung das Tarifniveau in einem 
ersten Schritt linear für alle Leistungserbringer ab. Eine Differenzie­
rung nach deren Organisationsstruktur sei aufgrund der Verhandlungs­
position der Österreichischen Ärztekammer letztlich verworfen wor­
den. Anstelle dessen verfolge die BVA nunmehr die Absicht, die Tarife 
aller Leistungen außerhalb eines eng umschriebenen Akutlabors so 
weit abzusenken, dass ihre Erbringung für Betreiber von Einzelordi­
nationen nicht mehr wirtschaftlich sei. So könne eine Gleichstellung 
der Laborgemeinschaften mit Laborfachärzten sichergestellt werden. 

8 Das tlrztliche Berufsrecht ermöglicht freiberuflich tätigen Ärzten die Zusammenarbeit 
in sogenannten Ordinalions- und Apparategemeinschaflen. wobei die Elgcnverantwon­
lichkeit jedes Teilnehmers gewahrt sein muss. Apparategemeinschaften sind Gemein­
schaften von Ärzten, die unler Beibehaltung ihrer eigenen Praxis und Ihrer eigenen 
Räume medizinisch technische Geräte gemeinsam nutzen. Ein Beispiel darur wären die 
La borgcl1lci nschaften. 
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Labortarife bei ausgewählten Kranken­
versicherungsträgern; Follow-up-Überprüfung 

Die SVA verfügte nach Feststellung des RH seit I .  Jänner 201 2, somit 
nach der generellen Absenkung der Tarife, nicht mehr über günstigere 
Tarife für den Fall einer Leistungserbringung in Laborgemeinschaf­
ten. Eine Regelung über die Rahmenbedingungen von Laborgemein­
schaften lag nicht vor. 

Die StGKK velWies auf das Ergebnis der Honorarverhandlungen für das 
Jahr 201 2. Demnach waren z.B. die Teilnahme an einer Laborgemein­
schaft der Kasse zu melden, Nachweise über die velWendeten Geräte 
vorzulegen, vom Leiter der Laborgemeinschaft Nachweise zur inter­
nen und externen Qualitätssicherung vorzulegen und bestimmte Zeit­
vorgaben für die Auswertung eingelangter Proben einzuhalten. Güns­
tigere Tarife im Falle der Nutzung von Laborgemeinschaften waren 
nicht vorgesehen. 

3.2 Die BVA und die SVA setzten die Empfehlung des RH somit nicht um. 
Die StGKK setzte die Empfehlung des RH teilweise um, da sie zwar 
Regelungen über die Rahmenbedingungen geschaffen hatte, jedoch 
keine vergünstigten Tarife vereinbaren konnte. 

Der RH anerkannte die von der StGKK getroffenen Regelungen zu Ver­
antwortlichkeiten, Qualität sowie personeller und technischer Aus­
stattung und empfahl der BVA und der SVA, ebenfalls entsprechende 
Regelungen zu vereinbaren. 

Das von den Krankenversicherungsträgern nunmehr vorrangig ver­
folgte Ziel, generelle Tarifreduktionen zu vereinbaren und ein einheit­
liches, niedrigeres Tarifniveau anzustreben, bewertete der RH grund­
sätzlich positiv. Er wies aber darauf hin, dass immer noch erhebliche 
Tarifunterschiede bestanden (siehe TZ 2). Der RH war daher der Ansicht, 
dass durch die Absenkung der Tarife die Synergieeffekte noch nicht 
soweit ausgeschöpft waren, dass Regelungen betreffend den Zusam­
menschluss zu Laborgemeinschaften nicht mehr nötig waren. 

Der RH hielt daher an seiner Empfehlung fest, zumindest bis einheit­
liche Tarife auf dem Niveau der Institute erreicht sind, sicherzustel­
len, dass die wirtschaftlichen Vorteile einer Laborgemeinschaft durch 
niedrigere Tarife zumindest teilweise an die Krankenversicherungsträ­
ger weitergegeben werden. 

3.3 Die BVA führte in ihrer Stellungnahme aus, ihre Leistungen würden 

- ausgenommen die sogenannten Akutparameter - unabhängig von 

ihrem Erbringungsort gleich hoch tarifiert. Dieses Tarifnil1eau werde 

zu senken sein. Durch die sukzessive Absenkung des Tarifniveaus mit 

dem Ziel einer Konzentration der Leistungserbringung bei den Labor-
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fachärzten werde die Bedeutung /l01J LaborgemeilJschajtelJ, die durch 

AlJgehörige alJderer Fächer gebildet werdelJ, zUlJehmen. Die BVA wolle 

dem im Rahmen der DiskussiolJ über die Frage der Identijikation des 

LeistulJgserbrilJgers das elJtsprechende Gewicht geben. 

Die SVA führte ilJ ihrer StellulIglJahme aus, dass mit dem lJeuen, ab 

J .  Jänner 2012 gültigen Laborkatalog die Systematik dahingehend 

geändert worden sei, dass nunmehr alle LaborleistungserbrilJger einelJ 

einheitlichett Tarif hättelJ. Durch eilJe deutliche TarifsenkulJg sei es 

zu Einsparungen i. H. v. 4,44 Mio. EUR gekommen. Die Laborgemein­

schajtsregelulJg sei durch die TarijvereilJheitliclrulJg obsolet. 

Die StGKK wies in ihrer StellulJglJahme darauf hin, es sei ihr Ziel,für 

alle LaborleistulJgen, die nicht ulJmittelbar ilJ der OrdilJatiolJ erbracht 

werden müssen, das Tariftriveau des Labormusterkatalogs zu erreichen. 

EilJe TarifselJkung lJur für Laborgemeinschajten wäre zwar möglich 

geweselJ, würde jedoch die Zielerreichung nicht unterstützen. Durch die 

gewählte Vorgehensweise sei der EinsparulJgseffekt größer, da sämt­

liche AllgemeilJmedizilJer VOIJ der Aujivandssenkung betroffen seien. 

Durch sinkende Preise werde die LeistungserbrilJgung in Einulordilra­

tionelJ zunehmend unwirtschajtlich, was zu Leistungsverschiebungen 

zu LaborfaclrärztelJ ulJd Instituten führen werde. Dies bedinge auch 

eine Erhöhung der Qualität. 

3.4 Der RH wies zur Stellungnahme der SVA darauf hin, dass sich durch 
gleiche Tarife Regelungen zu Verantwortlichkeiten, Qualität sowie per­
soneller und technischer Ausstattung nicht erübrigen. 

Hinsichtlich der Nutzung der Synergieeffekte der Laborgemeinschaf­
ten durch Differenzierung der Tarife führte der RH gegenüber den drei 
Krankenversicherungsträgern aus, dass diese Möglichkeit das Gesamt­
ziel der Tarifabsenkung unterstützen solle. Dazu hielt der RH die Nut­
zung der in den Verhandlungen am besten umsetzbaren Möglichkeiten 
für zweckmäßig. 

4.1 ( I )  Angesichts unterschiedlicher Honorarordnungen und Institutsver­
träge hatte der RH der BVA, der SVA und der StGKK in  seinem Vor­
bericht (TZ 1 4, 18)  empfohlen, Preise, Mengen und Maßnahmen zur 
Mengensteuerung sowie damit erzielte Erfolge regelmäßig und syste­
matisch trägerübergreifend zu vergleichen. 
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(2)  Die BVA hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass sie den Vor­
schlag unterstütze, das Thema Labor bei sozialversicherungsinternen 
Expertentreffen routinemäßig aufzugreifen. Diese Vorgehensweise sei 
schon regelmäßig geübt worden. 

Die SVA hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass Vorerhebungen 
zur Einbindung der SVA in die Vertragspartneranalyse liefen. 

Die StGKK hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass mit dem mitt­
lelWeile im Regelbetrieb etablierten Instrument der Vertragspartner­
analyse der Sozialversicherung nunmehr u.a. für den Themenbereich 
Labor ein Instrument für laufende trägerübergreifende Vergleiche zur 
Verfügung stünde. In den Honorarverhandlungen für das Jahr 201 1  
hätte die StGKK beabsichtigt, die aufgezeigten Verrechnungsbeschrän­
kungen umzusetzen. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass alle drei Krankenversicherungs­
träger Maßnahmen im Bereich der Mengensteuerung setzten. Die BVA 
und die SVA strichen im Zuge der Neugestaltung der Laborkataloge 
45 obsolete Laborparameter aus der Honorarordnung und verringerten 
außerdem bei mehr als 60 Laborparametern die Bewertung. Die StGKK 
strich einen überholten Parameter9 und führte Verrechnungsbeschrän­
kungen ein.lo Die Streichung weiterer obsoleter Parameter war geplant. 

Hinsichtlich der empfohlenen regelmäßigen, systematischen und trä­
gerübergreifenden Vergleiche stellte der RH fest, dass die BVA noch 
nicht an dem vom Hauptverband der österreichischen Sozia lversiche­
rungsträger beauftragten Projekt n Vertragspartneranalyse" teilnahm, 
die SVA und die StGKK jedoch schon. Damit war für die SVA und die 
StGKK ein institutional isierter, trägerübergreifender Vergleich von Prei­
sen und Mengen sichergestellt. Die BVA unternahm lediglich einzelne 
Bemühungen zu Vergleichen. 

4.2 Die SVA und die StGKK setzten die Empfehlung des RH somit um, die 
BVA teilweise, weil sie an der Vertragspartneranalyse nicht teilnahm. 

Der RH anerkannte in diesem Zusammenhang, dass die Krankenversi­
cherungsträger bemüht waren, Möglichkeiten zur Mengensteuerung zu 
nutzen. Der RH hielt fest, dass die Streichung von obsoleten Laborpa­
ra metern und die Einführung von Verrechnungsbeschränkungen medi­
zinisch nicht notwendige Aufwände verhinderte. Die BVA und die SVA 
setzten mit ihrer geänderten Preisgestaltung von speziellen Laborpara-

'l Eisenbindungskapaziläl 

JO l.B. Vcrrcchnungsbcschränkung durch Stufendiagnostik mr die Bestimmung der Schild­
drtisenhormonc (bTSH, FTJ. Ff41: Verrechnungsbeschränkungen bei PSA und HbA l e  
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metern Anreize für eine wirtschaftliche Leistungserbringung. Der RH 
wies darauf hin, dass bei der StGKK obsolete Laborparameter in der 
Honorarordnung enthalten waren. 

Der RH hielt es weiters für zweckmäßig, dass die SVA und die StGKK am 
Projekt Vertragspartneranalyse teilnahmen. Dieses Modell zielt näm­
lich auf die Optimierung des Vertrags- und Versorgungssystems ab, um 
Möglichkeiten zur Effizienzsteigerung zu realisieren. Die Analyse der 
Abrechnungsdaten sämtlicher Leistungserbringer und deren Aufglie­
derung in Mengen- und Preisk.omponenten ermöglicht das Erkennen 
von Unterschieden in der Kostenstruktur. Der RH wies kritisch darauf 
hin, dass bei der BVA, die an der Vertragspartneranalyse nicht teil­
nahm, die Anzahl der Laborparameter je Anspruchsberechtigten von 
2008 bis 201 1  mehr als doppelt so stark stieg wie bei den beiden ande­
ren Krankenversicherungsträgern (siehe TZ 2). 

Der RH empfahl daher der BVA, am Projekt Vertragspartneranalyse 
teilzunehmen. 

4.3 Die BVA führte in ihrer Stellungnahme aus, sie nutze ihre Kontakte 

mit den anderen Versicherungsträgem zum Vergleich von Kennzahlen. 

Dabei würden trägerspezijische Detailaspekte auf Leistungsebene in 

gleicher Weise berücksichtigt werden wie gesamtvertragliche Umfeld­

parameter. Die daraus abgeleiteten Gestaltungsoptionenj1össen in die 

Gespräche mit der Österreicllischen Ärztekammer ein und fänden in 

den Verhandlungsergebnissen ihren Niederschlag. 

4.4 Der RH begrüßte zwar, dass die BVA Kennzahlenvergleiche durch­
führte, hielt aber fest, dass dazu ein systematisches Vorgehen (wie z.B. 
durch die Teilnahme am Projekt Vertragspartneranalyse) hinsichtlich 
der Vergleichszeiten, der Auswahl der Parameter und der Benchmarks 
sowie hinsichtlich des Analyseprozesses eine weitere Verbesserungs­
möglichkeit bot. 

5.1 ( I )  Aufgrund der großen Tarifunterschiede der verschiedenen Vertrags­
partner und der Feststellung, dass die Krankenversicherungsträger auf 
die Auswahl des Vertragspartners keinen Einfluss hatten, hatte der RH 
der BVA, der SVA und der StGKK in seinem Vorbericht (TZ 10) emp­
fohlen, gemeinsam mit den Vertragspartnern für ökonomische Zuwei­
sungen zu sorgen. 
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(2) Die BVA hatte im Nachfrageverfahren dazu mitgeteilt, dass aufgrund 
der unveränderten rechtlichen Rahmenbedingungen eine Zuweisungs­
verpflichtung nicht durchsetzbar sei. Das Bemühen um eine Dämpfung 
der FolgekostenentwickJung habe jedoch auch den Bereich Laborun­
tersuchungen zu umfassen. 

Die SVA hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass sie gesamtver­
tragliche Änderungen, um die Vertragsärzte der SVA zu einem öko­
nomischeren Vorgehen bei Laborzuweisungen zu zwingen, bislang 
nicht erreicht habe. 

Die StGKK hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass sie ihre 
Anstrengungen zur Erreichung ökonomischerer Zuweisungen fortge­
führt habe. Dabei seien Maßnahmen wie amikaIe Gespräche, Informa­
tionsgespräche und I nformationsschreiben gesetzt worden. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass seit I .  Jänner 20101 1  für die 
Krankenversicherungsträger die gesetzliche Verpflichtung bestand, im 
Gesamtvertrag mit der jeweils zuständigen Ärztekammer Regelungen 
für eine ökonomische Vorgehensweise, insbesondere für ärztlich ver­
anlasste Folgekosten, z.B. in den Bereichen Zuweisung und Überwei­
sung zu niedergelassenen Ärzten, aufzunehmen. 

Die Gesamtverträge der BVA, der SVA und der StGKK enthielten zur 
Zeit der Gebarungsüberprüfung durch den RH jedoch keine diesbe­
züglichen Bestimmungen. 

Gemäß einer Richtlinie l 2  des Hauptverbandes aus dem Jahr 2005 hat­
ten Vertragsärzte Überweisungen und Zuweisungen unter Berücksich­
tigung ökonomischer Grundsätze vorzunehmen. Über die rechtliche 
Zulässigkeit der damit vorgenommenen Bindung der Vertragsärzte 
durch den Hauptverband bestand Unklarheit, da der VfGH im Jahr 2006 

an anderer Stelle eine solche Bindungswirkung verneint hatte. I )  Um 
verfassungsrechtliche Bedenken auszuräumen, war ab I . Jänner 2010 

in § 31 Abs. 5 Z 10 ASVG geregelt, dass der Hauptverband Richtlinien 
über die Berücksichtigung ökonomischer Grundsätze im übertragenen 
Wirkungsbereich zu erlassen habe, wobei er den Weisungen des Bun-

J 1 4. $ozialrechts-Änderungsgesclz 2009; § 342 Abs. 1 Z 4 ASVG 

1 2 Richtlinie über die Berücksichtigung ökonomischer Grundsätze bei der Krankenbehand­
Jung 2005 

IJ Ocr VfGH stellte in seinem Erkenntnis (VfSlg 17.869/2(06) fest. dass sich der eigene Wir­
kungsbereich eines Selbstverwaltungskörpers auf Angelegenheiten zu beschränken hat, 
die im ausschließlichen oder überwiegenden Interesse der zum Selbstverwaltungskörper 
zusammengeschlossenen Personen gelegen und geeignet sind, von dieser Gemeinschaft 
besorgt zu werden. Andere hoheitliche Angelegenheiten sind im Obenragenen Wirkungs­
bereich - gebunden an Weisungen des zuständigen Bundesministers - zu besorgen. 
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desministers flir Gesundheit unterlag. Eine Wiederverlautbarung der 
Richtlinien erfolgte seither noch nicht, die rechtliche Verbindlichkeit 
der Richtlinie war daher nicht eindeutig geklärt. 

Die drei überprüften Krankenversicherungsträger hielten die zuwei­
senden Ärzte im Einzelfall nicht dazu an, bei der Entscheidung, weI­
chem Vertragspartner sie eine Laborleistung zuwiesen, einen Preis­
vergleich durchzuflihren, obwohl die Preise im Durchschnitt bei den 
Instituten erheblich niedriger waren als bei den Laborfachärzten (siehe 
TZ 2). Unter Berücksichtigung der Degressionseffekte war der güns­
tigste Anbieter aber bei einer konkreten Einzelleistung nicht in jedem 
Fall offensichtlich. Die BVA sah das Ökonomiegebot als erfüllt an, 
wenn eine Zuweisung an einen Vertragspartner der BVA erfo lgte, und 
zwar unabhängig davon, ob dieser der günstigste gleichwertige Anbie­
ter war. Spezifische Unterstützungsmaßnahmen seitens der Kranken­
versicherungsträger bei der Auswahl des tatsächlich günstigsten Ver­
tragspartners erfolgten nicht. 

Die StGKK beschränkte eine Weiterleitung von Untersuchungsmate­
rial an Vertragspartner innerhalb der Steiermark, sofern die Leistung 
im Bundesland erbracht werden konnte. Sie flihrte zur Zeit der Geba­
rungsüberprüfung durch den RH ein Schadenersatzverfahren gegen 
einen Vertragsarzt, der entgegen dem im Gesamtvertrag der StGKK 
verankerten Selbstbehandlungsgebot sowie Wirtschaftlichkeitsgebot 
verteuernde Zuweisungen zu Laboren außerbalb der Steiermark vor­
genommen hatte. 

Die drei Krankenversicherungsträger verfolgten das Ziel, die Tarife 
auf ein einheitliches, niedrigeres Niveau zu senken. Die StGKK strebte 
dabei eine Absenkung der Tarife auf Institutsniveau an, die BVA und 
die SVA eine Angleicbung aller ärztlichen Tarife auf das Niveau der 
Laborfachärzte. Aus der Sicht des RH waren sie davon jedoch noch 
weit entfernt. 

Alle drei Krankenversicherungsträger versuchten durch sogenannte 
amikaIe Gespräche sowie Informationsschreiben, das Zuweisungsver­
halten der Ärzte zu beeinflussen. Dabei standen die Anzahl und Aus­
wahl der Parameter, nicht aber die Auswahl des Vertragspartners im 
Vordergrund. Mit Ärzten, die besonders viele und teure Laborparame­
ter anordneten, nahmen die Krankenversicherungsträger Kontakt auf. 
Sie bezeichneten diese Gespräche als erfolgreich. Als Konsequenz der 
Ökonomiekontrolle kam es in Einzelf<i11en zur Rückverrechnung und 
Rückzahlung von Laborleistungen. 
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5.2 Die BVA, die SVA und die StGKK setzten die Empfehlung des RH, 
gemeinsam mit den Vertragspartnern für ökonomische Zuweisungen 
zu sorgen, teilweise um; nämlich nur im Hinblick auf die Auswahl und 
die Anzahl der Laborparameter, nicht aber im Hinblick auf die Aus­
wahl der Leistungserbringer. 

Der RH wies darauf hin, dass die Tarife noch immer sehr unterschied­
lich waren (siehe TZ 2). So war der Tarif für ein Blutbild bei der SVA 
bei Ärzten rd. 3-mal so hoch wie der Institutstarif. Solange ein ein­
heitlicher Tarif auf Institutsniveau nicht vereinbart war, blieb daher 
nach Ansicht des RH die Frage der Auswahl des Leistungserbringers 
ökonomisch sehr relevant. 

Der RH wies weiters darauf hin, dass der Gesetzgeber daran interes­
siert war, dass die Leistungen beim ökonomischsten Anbieter erfol­
gen: dies ergab sich z.B. aus § 342 Abs. 1 Z 4 ASVG, aber auch aus 
dem Ziel der Leistungserbringung am .. best point of service" im Sinne 
der Gesundheitsreform 201 3. 

Der RH kritisierte, dass 

- die Gesamtverträge der BVA, der SVA und der StGKK zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung durch den RH keine Regelungen für eine 
ökonomische Vorgehensweise hinsichtlich ärztlich veranlasster Fol­
gekosten enthielten; 

- eine Wiederverlautbarung der Richtlinie über die Berücksichtigung 
ökonomischer Grundsätze bei der Krankenbehandlung 2005 nicht 
erfolgt war und somit die rechtliche Verbindlichkeit der Richtlinie 
nicht eindeutig geklärt war; 

- die drei überprüften Krankenversicherungsträger die zuweisenden 
Ärzte im Einzelfall nicht dazu anhielten, bei der Entscheidung, wel­
chem Vertragspartner sie eine Laborleistung zuwiesen, einen Preis­
vergleich durchzuführen. 

Der RH hielt kritisch fest, dass eine Leistungserbringung durch den wirt­
schaftlichsten Anbieter im Laborbereich in der Steiermark nicht sicher­
gestellt war. Dazu fehlten sowohl rechtliche als auch faktische Voraus­
setzungen. Eine eindeutige Verpflichtung des zuweisenden Arztes zur 
Zuweisung an den günstigsten Leistungserbringer (im Gesamtvertrag 
oder in mit Weisung des BMG erlassenen Richtlinien) fehlte. Eine tat­
sächliche Unterstützung der zuweisenden Ärzte, wie sie dem Ökono­
miegebot konkret nachkommen sollten, fehlte ebenfalls. 
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Der RH empfahl daher den drei Krankenversicherungsträgern, auf eine 
KlarsteIlung der Anwendbarkeit der Richtlinien über die Berücksich­
tigung ökonomischer Grundsätze bei der Krankenbehandlung hinzu­
wirken. Weiters sollten sie entsprechend § 342 Abs. I Z 4 ASVG eine 
Regelung für ökonomische Zuweisungen in die Gesamtverträge auf­
nehmen. Bei Fortbestehen der erheblichen Tarifunterschiede hielt es 
der RH für geboten, dem Ökonomiegebot dadurch Rechnung zu tra­
gen, indem verstärkt auf eine Zuweisung zu lnstituten hingewirkt wird. 

5.3 Die BVA werde laut Stellungnahme eine e/ltsprecheltde Initiative im 

Hauphlerband einbringen bzw. eine sole/le von dritter Seite unterstüt­

zen. 

Die SVA werde die Frage, ob und welches Instrument zur Erreichung der 

ökonomischen Zuweisung eingesetzt werden kann, an den Hauptver­

band herantragen. Ziel sei es, im juristischen Arbeitskreis zu beraten, 

welche rechtlie/len Rahmenbedingungen für eine ökonomische Zuwei­

sungspra.ris geschaffen werden müssten. 

Die StGKK bestätigte in ihrer Stellungnahme, dass sowohl im Gesamt­

vertrag wie auch in der Richtlinie über die Berücksichtigung ökono­

mischer Grundsätze bei der Krankenbehandlung 2005 eine eindeutige 

Verpjlichtung des zuweisenden Arztes zur Zuweisung an den günstigs­

ten Leistungserbringer fehle. Die Landesberufimgskommission für das 

Land Steiermark habe festgestellt, dass es dem Zuweiser sowohl aus 

praktischen wie auch aus datellse/lutzree/ltlichen Gründen nicht mög­

lich bzw. zumutbar sei, den tatsächlich an den jeweiligen Leistungs­

erbringer ausbezahlten Preis festzustellen, wenn Limitierungs- und 

Degressionsregelungen gelten. 

Die StGKK werde in den kommenden Honoranlerlrandlungen eine 

gesamtllertragliche Regelung zur ökonomischen Vorgehensweise hin­

sichtlich von Folgekosten und im Speziellen eine Verpjlie/lt'ung zur pri­

mären Zuweisung an Laborillstitute fordern. Sie wolle auch auf eine 

KlarsteIlung der Verbindlichkeit der Richtlinie über die Berücksichti­

gung ökonomischer Grundsätze bei der Krankenbehalldlullg 2005 für 

die Vertragspartner hinwirken. 

6.1 ( I ]  Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 1 6) der BVA, der SVA und der 
StGKK empfohlen, die Datengrundlagen für eine Analyse des Zuwei­
sungsverhaltens im Laborbereich zu verbessern. 
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(2) Die BVA hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass die elektro­
nische Übermittlung von Zuweisungsscheinen Thema bei den Ver­
handlungen zur Neuorganisation des Laborbereichs gewesen sei, diese 
seien jedoch noch nicht zu einem erfolgreichen Ende gebracht wor­
den. Über die Abrechnungsdaten kenne sie in annähernd 85 0/0 der 
Fälle den zuweisenden Arzt. 

Die SVA hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass eine Verbesse­
rung der Datenqualität bei der Angabe des zuweisenden Arztes festzu­
stellen war. Für eine maschinelle Plausibilitätskontrolle der abgerech­
neten Laborleistungen zur Verordnung fehle noch immer die Codierung 
von Diagnosen. 

Die StGKK hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass sie bereits im 
Juli 2009 die Datenqualität bei verschiedenen Fachgruppen überprüft 
und Maßnahmen zur Verbesserung eingeleitet habe. Eine Evaluierung 
dieser Maßnahmen im Jahr 2010 habe gezeigt, dass die Quote der 
fehlenden Zuweiser-Vertragspartnernummern innerhalb eines Jahres 
von 4,2 % auf 1 % zurückgegangen war. Jene Leistungserbringer, die 
keine ausreichende Verbesserung gezeigt hatten, seien im Jänner 201 1 

ein weiteres Mal aufgefordert worden, die benötigten Zuweiser-Num­
mern anzugeben. 

(J) Der RH stellte nunmehr fest, dass die Übermittlung der Zuwei­
sungsscheine nach wie vor bei allen drei überprüften Krankenversiche­
rungsträgern in Papierform erfolgte. Das verhinderte eine vollständige 
Kontrolle, ob die mit den Krankenversicherungsträgern abgerechne­
ten Laborleistungen tatsächlich den angeforderten Leistungen auf der 
Überweisung entsprachen. 

Die BVA und die StG KK führten stichprobenweise Kontrollen der 
Zuweisungsscheine durch. Die SVA hatte in der SVA-Landesstelle Tirol 
ein eigenes Dienstleistungszentrum für die Abrechnung von Labor­
leistungen eingerichtet. Auch dort erfolgten die Kontrollen stichpro­
benweise. 

Der Hauptverband hatte bereits 2006 das Projekt "e-Überweisung" in 
Auftrag gegeben. Im Jahr 2008 begann der Pilotbetrieb in den Bezir­
ken Gmunden und Reutte, im Jahr 2009 folgten weitere Bezirke. 14 Im 
Jahr 201 2 waren zwölf Ärzte aus den Regionen Gmunden und Mistel­
bach in das Projekt eingebunden. Der Hauptverband plante, 2014 in 
der Konzeptionsphase eine gemeinsame Strategie mit allen Beteiligten 
zu entwickeln. Die BVA, die SVA und die StGKK standen dem Projekt 

14 Wels Stadl. Wels land, Eferding. Grieskirehen in Oberöslerreich; in Niederösterreich 
rand eine Pilolicrung in Mislelbach stan. 
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.e-Überweisung" positiv gegenüber und erwarteten sich davon Ver­
besserungen für die Abrechnungskontrolle. 

Der RH stellte weiters fest, dass sich die Datenqualität für die Analyse 
des Zuweisungsverhaltens bei der BVA und der SVA kontinuierlich 
verbesserte. Bei der StGKK war in nahezu allen I S Fällen die Vertrags­
partnernummer des zuweisenden Arztes bekannt. Die StGKK evalu­
ierte jährlich die Quote der fehlenden Zuweiser-Vertragspartnernum­
mer und arbeitete mit den Vertragspartnern an einer Verbesserung. Im 
Bereich der Landesstelle Steiermark lag der Anteil der ausgefüllten Ver­
tragspartnemummern im Jahr 201 1  sowohl bei der BVA mit 93,70 'l'o 

als auch bei der SVA mit 98,76 'l'o deutlich über dem bundesweiten 
Durchschnitt (siehe Tabelle 2). Die folgende Tabelle zeigt die Steige­
rung des Befüllungsgrades der Zuweiser-Vertragspartnernummern im 
Datensatz in den Jahren 2008 bis 201 1 .  

Tabelle 2 :  Zuweiser-Vertragspartnernummern im Abrechnungs­
datensatz 

2008 2009 2010 2011 

in % 

BVA (bundesweit) 84,4 86,6 87,0 86,9 

SVA (bundesweit) 83,4 84,6 85,0 85,7 

StGKK k.A. 95,8 99,0 99,3 

Quellen: BVA: SVA; StGKK 

Der RH stellte schließlich fest, dass standardisierte Diagnosen im 
Zusammenhang mit den Zuweisungen nicht angegeben werden muss­
ten. 

6.2 Die BVA, die SVA und die StGKK setzten die Empfehlung des RH teil­
weise um, weil der Anteil der ausgefüllten Zuweiser-Vertragspartner­
nummern bei aUen drei Krankenversicherungsträgem gestiegen war. 
Der RH wies in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die BVA und 
die SVA in ihren eigenen Bemühungen aufgrund ihrer geringeren 
Marktanteile auf die Vorgehensweise der jeweiligen Gebietskranken­
kassen angewiesen waren. 

1 5 Die Quote der fehlenden Zuweiser-Vertragspannernummer war im Bereich �Facharzl 
rar LabordiagnostikM von 4,2 % im Jahr 2009 aur a,7 % im Jahr 2011 gesunken und 
im Bereich .. Laborinslitute" von 2.97 � im Jahr 2010 auf 2 � im Jahr 2011. 
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Wesentliche Daten für eine Analyse fehlten jedoch noch. Da die Zuwei­
sungen weiterhin in Papierform übermittelt wurden, war ein syste­
matischer Abgleich der angeforderten mit den abgerechneten Labor­
parametern nicht möglich. Die fehlenden standardisierten Diagnosen 
im Zusammenhang mit den Zuweisungen hatten zur Folge, dass die 
angeforderten Parameter nur sehr eingeschränkt auf die medizinische 
Notwendigkeit überprüft werden konnten. 

Der RH wies auf die Bedeutung nachgängiger Ökonomiekontrolle hin. 
Für eine systematische Überprüfung hielt er den Einsatz von elektro­
nischen Kontrollsystemen und die vollständige Datenverfügbarkeit für 
notwendig. Er empfahl den Krankenversicherungsträgern, auf eine 
elektronische Zuweisung hinzuwirken. 

Im Übrigen merkte der RH an, dass für durchgängige Behandlungs­
richtlinien eine systematische Codierung der Diagnosen erforderlich 
wäre (siehe dazu das Positionspapier des Rechnungshofes zur Verwal­
tungsreform (Reihe Positionen 201 1 / 1 ,  Verwaltungsreform 201 1 ,  S. 271 ,  
Vorschlag Nr. 3 14 16)). 

6.3 Laut Stellungnahme der BVA könne eine echte elektronische Übenllei­

sung im Sinne einer Übennittlung von standardisierten Daten nur im 

Einklang aller KranketlVersicherungsträger umgesetzt werden. Die BVA 

werde sich entsprechenden Bemühungen anschließen. 

Die SVA wies in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass die Realisie­

rung einer I T-basierten Administration der Zuweisungen ein träger­

übergreifendes Projekt wäre. Die SVA werde diese Tliematik auf Haupt­

verbandsebene ansprechen. 

Die StGKK erachtete die Etablierung einer elektronischen ÜbenJlei­

sung im Hinblick auf eine systematische Ökollomiekontrolle durch 

den Einsatz /Ion elektronischen Kontrollsystemen sowie der /lolIsllin­

digen Datenverfügbarkeit als begrüßenswert. Sie werde auf deren Ein­

führung hinUlirketJ. 

7.1 ( I )  Der RH hatte der BVA, der SVA und der StGKK in seinem Vorbericht 
(TZ 1 2) empfohlen, zu evaluieren, ob eine Änderung der gesamtver­
traglichen Rahmenbedingungen, wie Z.B. die Möglichkeit eines geson­
derten Abschlusses für die technischen Fächer, eine Absenkung des 
Preisniveaus erleichtern würde. 

16 Erstellung standardisierter Diagnosen und einheitlicher Behandlungsrichltinien, um 
eine eindeutige Ursachenanalysc zu ermöglichen 
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(2) Die BVA hatte im Nachfrageverfahren dazu keine Stellungnahme 
abgegeben. 

Die SVA hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass eine Teilkündi­
gung von Gesamtverträgen nicht nur Vorteile brächte, sondern auch 
Nachteile für sie bärge. Vor allem bestünde das Risiko, dass im Falle 
einer Teilkündigungsmöglichkeit des Laborkatalogs die Österreichische 
Ärztekammer ihrerseits wichtige, versorgungswirksame Teile der Hono­
rarordnung ebenfalls kündige, um dort Tariferhöhungen durchzusetzen. 

Die StGKK hatte im Nachfrageverfahren auf ihre Stellungnahme zum 
Prüfungsergebnis verwiesen sowie darauf, dass die im Jahr 2009 dis­
kutierte Möglichkeit der Teilkündigung von Gesamtverträgen nicht ins 
ASVG aufgenommen worden war. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass der Hauptverband gemeinsam mit 
Vertretern der Krankenversicherungsträger die Chancen und Risiken 
einer Teilkündigungsmöglichkeit für die Krankenversicherungsträger 
erörtert hatte. Eine abschließende Meinungsbildung hatte i n  der Sit­
zung des strategischen Steuerungsgremiums "Vertragspartnerangele­
genheiten" am 19 .  Mai 2010 stattgefunden. Laut Sitzungsprotokoll 
hatten die mahnenden Stimmen überwogen. Solange eine allgemeine 
Behandlungspflicht für die Ärzte, der freie Zugang zum Gesundheits­
system und die bargeldlos abgewickelte medizinische Behandlung für 
die Bevölkerung zu leistbaren Preisen und Prämien nicht anderwärtig 
abgesichert sei, solle das Gesamtvertragssystem nicht in Frage gestellt 
werden. Auch war in Zweifel gezogen worden, dass eine Teilkündi­
gungsmöglichkeit die Verhandlungsposition der Krankenversicherungs­
träger bei Honorarverhandlungen verbessern würde. 

7.2 Die BVA, die SVA und die StGKK setzten die Empfehlung des RH, zu 
evaluieren, ob eine Änderung der gesamtvertraglichen Rahmenbe­
dingungen eine Absenkung des Preisniveaus erleichtern würde, um, 
obwohl sich letztlich die Krankenversicherungsträger gegen eine Ände­
rung der gesamtvertraglichen Rahmenbedingungen aussprachen. 

8.1 ( I )  Der RH hatte der StGKK in seinem Vorbericht (TZ 12 )  empfohlen, 
die Bewertung der Laborleistungen der eigenen Einrichtung zu eva­
luieren und mit den anderen Krankenversicherungsträgern über die 
Verrechnung der Leistungen schriftliche Vereinbarungen zu treffen. 
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Labortarife bei ausgewählten Kranken­
versicherungsträgern; Follow-up-Überprüfung 

(2) Die StGKK hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass eine Eva­
luierung der Leistungen der eigenen Einrichtung durchgeführt worden 
sei. Dabei seien die vom RH aufgezeigten Abweichungen der Tarife 
berücksichtigt worden, aber auch die Ansätze des Musterkatalogs 
zugrunde gelegt worden. Die SVA sei im Jahr 2010 mit dem Ersuchen 
um Verhandlungsaufnahme an die StGKK herangetreten. Die StGKK 
habe einen Tarifvorschlag übermittelt, den aber die SVA nicht beant­
wortet habe. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass es immer noch keine Verträge 
zwischen der StGKK und der BVA bzw. SVA gab. 

Zur Empfehlung an die StGKK, die Bewertung der Laborleistungen 
der eigenen Einrichtung zu evaluieren, stellte der RH folgendes fest: 

- Für die Rentabilitätsrechnung berücksichtigte die StGKK zur Ermitt­
lung der Kostendeckungsgrade der eigenen Einrichtung weiterhin 
die Tarife 1 7  ohne Berücksichtigung von Degressionseffekten bzw. 
Limitierungen. 

- Für die Leistungsinfannation für die Versicherten kalkulierte die 
StGKK als Reaktion auf die Empfehlung des RH die Kosten der 
Laborleistungen. Dies ergab, dass die Kosten bei rd. 70 Ofo der Tarife 
lagen (die Relationen der einzelnen Leistungen zueinander bewer­
tete die StGKK nicht neu). 

Die folgende Übersicht stellt beispielhaft für die Leistungen "Kom­
plettes Blutbild" und "TSH" die der BVA und der SVA für Leistungen 
der eigenen Einrichtung der StGKK verrechneten Werte, die Tarife bei 
den Vertragsärzten der StGKK, die von der StGKK kalkul ierten Kosten 
der eigenen Einrichtung, die durchschnittlichen Preise nach Limitie­
rungsefFekten bei Fachärzten und die Institutstarife dar. 

1"1 Grundsätzlich die Tarife rur Fachärzte für Innere Medizin. rur don nicht erbrachte Leis­
tungen jene bei Laborfachärztcll, wie l.B. bei .. TSW. 
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Abbildung 4: Vergleich der Tarife und Kosten der eigenen Einrichtung mit den Tarifen und 

Preisen der Laborfachärzte und Institute für .Großes Blutbild" bzw . •  Komplettes 

Blutbild" im Jahr 201 2 

Preis für BVA und SVA 

Kosten eigene Einrichtung 

Fachärzte tür Innere Medizin Tarif 

Fachärzte für Innere Medizin 
Durchschnittspreis 

Institute 

Quellen: BVA: SVA: StGKK: RH 

o 1 2 3 4 5 6 

in EUR 

Abbildung 5: Vergleich der Tarife und Kosten der eigenen Einrichtung mit den Tarifen und 

Preisen der Laborfachärzte und Institute für .TSH" im Jahr 201 2 

Preis für BVA und SVA lh 00 

Kosten eigene Einrichtung 

Laborfachärzte Tarif 

Laborfachärzte Durchschnittspreis 

Institut 1 

Institut 2 _ 
o 2 4 6 8 10 12 14 16 18 

in EUR 
QueUen: BVA; SVA; StGKK; RH 
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Labortarife bei ausgewählten Kranken­
versicherungsträgern; Follow-up-Überprüfung 

Sowohl die Tarife als auch die Kosten lagen dabei wesentlich über 
den limitierten Preisen, aber auch über den Institutstarifen. Die der 
BVA und der SVA verrechneten Preise lagen sogar wesentlich darüber. 

8.2 Die StGKK setzte die Empfehlung des RH nicht um, weil nach wie vor 
keine Verträge zwischen der StGKK einerseits und der BVA bzw. der 
SVA andererseits über die zu verrechnenden Tarife bestanden. 

Die Maßnahmen der StGKK zur Umsetzung der Empfehlung, die Bewer­
tung der Leistungen der eigenen Einrichtung zu evaluieren, waren 
nach Ansicht des RH nicht geeignet, die im Vorbericht beschriebene 
Problemlage zu lösen. 

Bei der Rentabilitätsrechnung der eigenen Einrichtung soll nach § 10 

der Rechnungsvorschriften der .tarifliche Wert" der abgerechneten 
Leistungen in Ansatz gebracht werden. Als "tariflicher Wert" ist jener 
Wert anzusetzen, "der bei Inanspruchnahme der Leistung im niederge­
lassenen Bereich zu bezahlen wäre". Nach Ansicht des RH soll die Ren­
tabilitätsrechnung so einen Fremdvergleich ermöglichen. Dabei stei­
len die Rechnungsvorschriften gerade nicht auf einen Vergleich der 
Leistungserbringer, sondern auf einen Vergleich der Leistungen ab. Es 
geht also nicht darum, welche Einrichtung der eigenen Einrichtung 
am ehesten entspricht, sondern darum, was die StGKK für die jewei­
lige Leistung bei anderen Leistungserbringern bezahlen würde. Die 
StGKK wies dagegen Werte aus, die im niedergelassenen Bereich tat­
sächlich eben nicht bezahlt würden. Der RH wies weiters darauf hin, 
dass der StGKK durchaus die Möglichkeit offen stand, für Laborleis­
tungen der eigenen Einrichtung (von Fällen eines Akutlabors abgese­
hen) die Institute zu nutzen, deren Preisniveau auf bzw. sogar unter 
jenem des Musterkatalogs lag. 

Die Verringerung der in der Leistungsorientierten Information für Ver­
sicherte ausgewiesenen Kosten war aus Sicht des RH nicht zielführend, 
weil die StGKK zur Berechnung der Rentabilität der eigenen Einrich­
tung seither höhere Leistungsbewertungen ausweist, als beim Ausweis 
der Kosten der Leistungen gegenüber den Versicherten. 

Der RH empfahl daher der StGKK, in der Rentabilitätsrechnung einen 
Wert anzusetzen, der jenen Werten entspricht, den die StGKK im nie­
dergelassenen Bereich tatsächlich bezahlen müsste (z.B. einen Durch­
schnittspreis). Dieser Wert sollte dann nach Auffassung des RH schon 
aus Konsistenzgründen auch in FOKO (EDV-Tool zur Ermittlung der 
Eigen- und Folgekosten) und in die Leistungsinformation an die Ver­
sicherten eingespielt werden. 
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8.3 Die StGKK sagte in ihrer Stellungnahme zu, sie werde den Empfeh­

lungen des RH nachkommen und in der Rentabilitätsrechnung der TariJ­

situation entsprechend Durchschnittspreise ansetzen, welche dann auch 

in FOKO und in die Leistungsinfonnation eingespielt werden. 

9.1 ( I )  Der RH hatte der BVA und der SVA in seinem Vorbericht empfoh­
len (TZ 8), bei technischen Fächern ähnlich wirksame Degressions­
modelle wie bei den Gebietskrankenkassen zu vereinbaren, um an der 
Fixkostendegression der Anbieter teilhaben zu können. 

(2) Die BVA hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass die Etablie­
rung eines Degressionsmodells mit der Österreichischen Ärztekammer 
trotz intensiver Bemühungen nicht umsetzbar gewesen sei. 

Die SVA hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass es nicht gelun­
gen sei, mit der Österreichischen Ärztekammer ein degressives Hono­
rierungssystem bei Laborleistungen nach dem Vorbild der Gebiets­
krankenkassen auszuhandeln. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass weder die BVA noch die SVA bis­
her Degressionsmodelle in den Gesamtvertrag aufgenommen hatten. 

Er wies in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die StGKK dagegen 
auch weiterhin über hochwirksame Degressionsmodelle verfügte. Im 
Jahr 20 I I  lagen z.B. die Ausgaben für Laborleistungen nach Degres­
sionseffekten um rd. 34 'lb niedriger als ohne Degressionseffekte, bei 
Laborfachärzten sogar um rd. 5 1  'lb. Die StGKK hatte mittlerweile sogar 
für Institute Degressionsmodelle eingeführt; die von ihr ausverhandel­
ten Abrechnungskonditionen kamen auch für die BVA und die SVA 
zur Anwendung. 

9.2 Die BVA und die SVA setzten die Empfehlung des RH nicht um, weil 
sie keine Degressionsmodelle in ihre Gesamtverträge aufgenommen 
hatten. Der RH hielt daher seine Empfehlung aufrecht, bei technischen 
Fächern ähnlich wirksame Degressionsmodelle wie bei den Gebiets­
krankenkassen zu vereinbaren. 

9.3 Laut Stellungnahme habe die BVA in der Vergangenheit in VerllOnd­

lungen mit der Österreich ischen Ä rztekammer immer wieder Degressi­

onsmechanismen gefordert. Dies sei massiv abgelehnt worden, so dass 

letztlich die nunmehr geltende schrittweise Absenkung des TariJniveaus 

vereinbart wurde. Aufgrund dieser über eine längere Zeit ausgelegte 

Strategie sei eine kurzfristige Änderung des Standpunkts der Österrei­

chischen Ä rztekammer nicht zu erwarten. Sollte die Entwicklung der 
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Bund 2 0 1 3/B 

labortarife bei ausgewählten Kranken­
versicherungsträgern; Follow-up-Überprüfung 

Leistungszahlen dazu Anlass geben, werde die BVA die Degression als 

Mittel zur Gegensteuerung nachdrücklich thematisieren. 

Die SVA wies in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass Degressionen 

und AusgabenbegrenzungeIl von der Österreichischen Ärztekammer bis­

her kategorisch abgelehnt worden seien. Anlässlich der nächsten Hono­

rarverhandlungen werde die SVA einen neuen Versuch unternehmen. 

10.1 ( I )  Im Hinblick darauf, dass die Abrechnungskontrolle vor Auszahlung 
ein ökonomisches Verhalten nicht in allen Fällen sicherstellen konnte, 
hatte der RH der BVA und der SVA in seinem Vorbericht (TZ 1 7) emp­
fohlen, die Aktivitäten im Rahmen der Vertragspartnerökonomie zu 
verstärken. 

(2) Die BVA hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass sie im Zusam­
menhang mit der Neuorganisation des Laborbereichs in der Hono­
rarordnung umfangreiche Analysen erstellt habe, die die Grundlage 
darstellen, um das Leistungsgeschehen einerseits global, andererseits 
leistungserbringer- bzw. zuweiserbezogen intensiv zu evaluieren. Zum 
Zeitpunkt des Nachfrageverfahrens (November 201 1 )  hatte die BVA erst 
über die Daten eines Leistungsmonats verfügt, so dass valide Aussa­
gen noch nicht getroffen werden konnten. 

Die SVA hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass im Bereich der 
SVA seit einigen Quartalen systematisch nach Doppelverrechnung von 
Laborleistungen beim sei ben Patienten (einmal durch den niederge­
lassenen Arzt selbst und einmal über Überweisung) gesucht werde. 
Dabei seien immer wieder einzelne Vertragsärzte aufgefallen. Diese 
seien nachfolgend über die bestehenden vertraglichen Bestimmungen 
aufgeklärt worden. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die BVA der Behandlungsökono­
mie eine breitere inhaltliche und formale Basis gegeben hatte. Auch 
die SVA führte die im Jahr 2009 neu eingerichtete Stabsstelle Gesund­
heitsmanagement weiter und intensivierte die Maßnahmen der Behand­
lungsökonomie. 

Beide Sonderversicherungsträger führten im Rahmen der Ökonomie­
kontrolle sowohl systematische Auswertungen (wie z.B. Labordoppel­
untersuchungen, Fachgruppenauswertungen mit Überschreitungen) wie 
auch Einzelfallprüfungen durch. Sie kommunizierten die Ergebnisse 
den Vertragspartnern und wiesen dabei auf die Notwendigkeit einer 
ökonomischen Vorgehensweise hin. Die Ökonomiekontrolle führte in 
vielen Fällen zur Streichung verrechneter Leistungen bzw. zu Rück-
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forderungen. la Für die Nachhaltigkeit der getroffenen Maßnahmen 
waren spätere Evaluierungen vorgesehen. 

10.2 Die BVA und die SVA setzten die Empfehlung des RH um, indem sie 
Prüfungen durchführten, die Abrechnungsdaten gezielt analysierten 
bzw. mit den Vertragspartnern erörterten. Der RH wies jedoch darauf 
hin, dass angesichts der noch unvollständigen Datengrundlagen (siehe 
TZ 6) und der noch nicht eindeutigen Regelung der ökonomischen 
Zuweisung (siehe TZ 5) weitere Bemühungen notwendig sind. 

Schlussbemerkungen/Schlussempfehlungen 

378 

11 Der RH stellte fest, dass die BVA von acht überprüften Empfehlungen 
des Vorberichts drei vollständig, drei teilweise und zwei nicht umge­
setzt hatte. Die SVA hatte von acht überprüften Empfehlungen vier 
vollständig, zwei teilweise und zwei nicht umgesetzt. Die StGKK 
setzte von sieben an sie gerichtete Empfehlungen drei vollständig, 
drei teilweise und eine nicht um. 

1 8 Z.B. bracll1c im Jahr 2011 die nachfolgende Ökonomiekontrolle bei der SVA nur i m  
Bereich der labordoppelunlcrsuchungen (Feststellung eines Laborwenes durch den 
Arzt und anschließend nochmals nach Zuweisung) einen RUckforderungsbetrag LH.v. 
rd. 72.000 EUR. 
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TZ 

9 

11 

14, 
18 

10 

16 

12 

8 

17 

Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts 
Reihe Bund 2010/6 

Vorbericht Follow-up-Überprüfung 

Empfehtungsinhatt TZ umgesetzt teilweise nicht 
umgesetzt umgesetzt 

BVA 

Die aufgezeigten Preisunterschiede zwischen 
den Anbietern sollten zur Vereinbarung von 
Tarifsenkungen für Laborleistungen genutzt 
werden, wobei sie sich an den Kosten einer 

2 X 

effizienten Anbieterstruktur orientieren sollten. 

Die Rahmenbedingungen für die Leistungs-
erbringun9 in Laborgemeinschaften wären zu 
regeln un es sollte sichergestellt werden, 3 X dass die wirtschaftlichen Vorteile eines 
solchen Zusammenschlusses auch an die 
Krankenversicherungsträger weitergegeben werden. 

Angesichts unterschiedlicher Honorarordnungen 
un Institutsverträge sollten Preise, Mengen und 
Maßnahmen zur Mengensteuerung sowie amit 4 X 
erzielte Erfolge re2elmäßi� und systematisch 
trägerübergreifen verglic en werden. 

Gemeinsam mit den Vertragspartnern wäre für 
ökonomischere Zuweisungen zu sorgen. 5 X 

Die Datengrundlagen für eine Analyse des 
Zuweisungsverhaltens im Laborbereich wären zu 6 X 
verbessern. 

Es wäre zu evaluieren, ob eine Änderung der 
gesamtvertraglichen Rahmenbedingungen, wie Z.S. 
die Möglichkeit eines gesonderten Abschlusses 7 X 
für die technischen Fächer, eine Absenkung des 
Preisniveaus erleichtern würde. 

Sei technischen Fächern wären ähnlich 
wirksame Degressionsmodelle wie bei den 
Gebietskrankenkassen zu vereinbaren, um an der 9 X 
Fixkostendegression der Anbieter teilhaben zu 
können. 

Die Aktivitäten zur Verbesserung der 10 X Vertragspartnerökonomie sollten verstärkt werden. 
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Sch lussbemerkungen/ 
Schlussempfehlu nge n  

Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts 
Reihe Bund 2010/6 

R 
-

H 

Vorbericht FOllow-up-Überprüfung 

TZ Empfehlungsinhalt TZ umgesetzt teilweise nicht 
umgesetzt umgesetzt 

SVA 

Die aufgezei�ten Preisunterschiede zwischen den 
Anbietern so lten zur Vereinbarung von Tarif-

9 senkungen für Laborleistungen genutzt werden, 2 X 
wobei sie sich an den Kosten einer effizienten 
Anbieterstruktur orientieren sollten. 

Die Rahmenbedingungen für die Leistungs-
erbringun9 in Laborgemeinschaften wären zu 

11 regeln un es sollte sicherrrestellt werden, dass 3 X die wirtschaftlichen Vortei e eines solchen 
Zusammenschlusses auch an die Kranken-
versicherungsträger weitergegeben werden. 

Angesichts unterschiedlicher Honorarordnungen 

14, und Institutsverträge sollten Preise, Mengen und 

18 Maßnahmen zur Menr,ensteuerung sowie amit 4 X 
erzielte Erfolge reJe mäßifi und systematisch 
trägerübergreifen verglic en werden. 

10 Gemeinsam mit den Vertragspartnern wäre für 5 X ökonomischere Zuweisungen zu sorgen. 

16 
Die Datengrundlagen für eine Analyse des 
Zuweisungsverhaltens im Laborbereich wären zu 6 X 
verbessern. 

Es wäre zu evaluieren, ob eine Änderung der 
gesamtvertra�lichen Rahmenbedingungen, wie z.B. 

12 die Möfilichke,t eines gesonderten Abschlusses für 7 X 
die tec nischen Fächer, eine Absenkung des Preis-
niveaus erleichtern würde. 

Bei technischen Fächern wären ähnlich wirksame 

8 Degressionsmodelle wie bei den Gebietskranken-
kassen zu vereinbaren, um an der Fixkosten- 9 X 

degression der Anbieter teilhaben zu können. 

17 Oie Aktivitäten zur Verbesserung der 
Vertragspartnerökonomie sollten verstärkt werden. 10 X 
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Schluss bemerkungen/ 
Sch lllsse In p feh lu n ge  n 

Labortarife bei ausgewählten Kranken­
versicherungsträgern; FOllow-up-Überprüfung 

Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts 
Reihe Bund 2010/6 

Vorbericht Follow-up-Überprüfung 

TZ Empfehlungsinhalt TZ umgesetzt teilweise nicht 
umgesetzt umgesetzt 

5tGKK 

Die aufgezeigten Preisunterschiede zwischen 
den Anbietern sollten zur Vereinbarung von 

9 Tarifsenkungen für Laborleistungen genutzt 
werden, wobei sie sich an den Kosten einer 

2 X 

effizienten Anbieterstruktur orientieren sollten. 

Die Rahmenbedingungen für die Leistungs-
erbringun9 in Laborgemeinschaften wären zu 

11 regeln un es sollte sicher�estellt werden, dass 3 X die wirtschaftlichen Vortei e eines solchen 
Zusammenschlusses auch an die Krankenversiche-
rungsträger weitergegeben werden. 

Angesichts unterschiedlicher Honorarordnungen 
14, und Institutsverträge sollten Preise, Men3en und 

18 
Maßnahmen zur Menr,ensteuerung sowie amit 4 X 
erzielte Erfolge rege mäßig und systematisch 
trägerübergreifend verglichen werden. 

10 Gemeinsam mit den Vertragspartnern wäre für 
ökonomischere Zuweisungen zu sorgen. 5 X 

16 
Die Datengrundlagen für eine Analyse des Zu-
weisungsverhaltens im Laborbereich wären zu 6 X 
verbessern. 

Es wäre zu evaluieren, ob eine Änderung der 
gesamtvertraglichen Rahmenbedingungen, wie z.B. 

12 die Mö�lichkeit eines gesonderten Abschlusses für 7 X 
die tee nischen Fächer, eine Absenkung des Preis-
niveaus erleichtern würde. 

Die Steiermärkische Gebietskrankenkasse sollte 
die Bewertung von Laborleistungen der eigenen 

12 Einrichtung evaluieren und mit en anderen 8 X 
Krankenversicherun�strä�ern über die Verrechnung 
der Leistungen schnftlic e Vereinbarungen treffen. 

Quelle: RH 
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Schlussbemerkungen/ 
Schlussempfehlungen 

BVA, SVA und StGKK 

BVA und SVA 

BVA 

StGKK 

382 

R 
-

H 

Anknüpfend an den Vorbericht hob der RH die folgenden Empfeh­

lungen hervor : 

(1) Weitere Tarifsenkungen im Laborbereich sollten angestrebt wer­

den. (TZ 2) 

(2) Auf eine KlarsteIlung der Anwendbarkeit der Richtlinien über 

die Berücksichtigung ökonomischer Grundsätze bei der Kranken­

behandlung wäre hinzuwirken. (TZ 5) 

(3) Weiters wäre entsprechend § 342 Abs. 1 Z 4 ASVG eine Rege­

lung fiir ökonomische Zuweisungen in die Gesamtverträge aufzu­

nehmen. (TZ 5) 

(4) Auf eine elektronische Zuweisung wäre hinzuwirken. (TZ 6) 

(5) Zumindest bis einheitliche Tarife auf dem Niveau der Institute 

erreicht sind, sollte sichergestellt werden, dass die wirtschaftlichen 

Vorteile einer Laborgemeinschaft durch niedrigere Tarife zumindest 

teilweise an die Krankenversicherungsträger weitergegeben wer­

den. (TZ 3) 

(6) Bei technischen Fächern wären ähnlich wirksame Degressions­

modelle wie bei den Gebietskrankenkassen zu vereinbaren. (TZ 9) 

(7) Bei Laborgemeinschaften wären Regelungen zu Verantwortlich­

keiten, Qualität sowie personeller und technischer Ausstattung zu 

vereinbaren. (TZ 3) 

(8) Am Projekt Vertragspartneranalyse sollte teilgenommen wer­

den. (TZ 4) 

(9) In der Rentabilitätsrechnung wäre ein Wert anzusetzen, der jenen 

Werten entspricht, welche die StGKK im niedergelassenen Bereich 

tatsächlich bezahlen müsste (z.B. einen Durchschnittspreis). Dieser 

Wert sollte dann schon aus Konsistenzgründen auch in FOKO und 

in die Leistungsinformation an die Versicherten eingespielt wer­

den. (TZ 8) 

Bund 2013/8 
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Bisher erschienen: 

Reihe Bund 2013/1 

Reihe Bund 201 3/2 

Reihe Bund 201 3/3 

Reihe Bund 201 3/4 

Reihe Bund 2013/5 

Bericht des Rechnungshofes 
- Pensionsrechte der Bediensteten der Versicherungsanstalt für 

Eisenbahnen und Bergbau 
- Haftungen des Bundes für Exportförderungen 
- Gesundheit der Schüler: Schul ärztlicher Dienst und Schul-

psychologischer Dienst 
- Finanzierung der Österreichischen Akademie der Wissenschaften 
- Institut für Österreichische Geschichtsforschung 
- Assistenzeinsatz des Bundesheeres im Grenzgebiet; 

Follow-up-Überprüfung 

Bericht des Rechnungshofes 
- Vergabepraxis im BMI mit Schwerpunkt Digitalfunk 
- MAl( - Österreichisches Museum für an gewandte Kunst 
- Luftraumüberwachungsflugzeuge - Vergleich der Republik Österreich 

mit der EurofIghter Jagdflugzeug GmbH; Follow-up-Überprüfung 

Bericht des Rechnungshofes 
- Flüchtlingsbetreuung der Länder Salzburg, Steiermark und Wien 
- Transparenz von Begünstigungen im Einkommensteuerrecht 
- Wellcon Gesellschaft für Prävention und Arbeitsmedizin GmbH 
- Qualitätssicherungsmaßnahmen in der Patientenbehandlung in den 

LKH Mittersill und Tarnsweg, in den KH Zell am See und Oberndorf 
sowie im KH der Barmherzigen Brüder in Salzburg 

- Diplomatische Akademie Wien 
- A 23 - Anschlussstelle Simmering 

Bericht des Rechnungshofes 
- Wiener Stadterweiterungsfonds 
- Öffentlichkeitsarbeit des BMLFUW 
- IT -Strukturen und Beschaffung in der Zentralstelle des BMLFUW 
- Bundesanstalt für Agrarwirtschaft 
- ART FOR ART Kreativ-Werkstätten GmbH 

Bericht des Rechnungshofes 
- Personalplanung im Bereich der Bundeslehrer 
- Bundesimmobiliengesellschaft m.b.H.: Konjunkturbelebungspaket U 

(2008) und ressortspezifIsche Bauprogramme; Neubau des Instituts­
gebäudes für Technische Chemie der TU Wien 

- Bundesamt für Eicb- und Vermessungswesen 
- Agrarumweltprogramm ÖPUL 2007 
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Reihe Bund 201 3/6 

Reihe Bund 201 3/7 

R 
-

H 

Bericht des Rechnungshofes 
- Transparenz von Begünstigungen im Körperschaftsteuerrecht mit dem 

Schwerpunkt Gruppenbesteuerung 
- System der Lebensmittelsicherheit im Bund sowie in den Ländern Salz­

burg und Vorarlberg 
- Personaleinsatz und Dienstzuteilungen bei der Polizei 
- Schüler mit Migrationshintergrund, Antworten des Schulsystems 

Bericht des Rechnungshofes 
- Zusammenarbeit Bund - Länder im Gesundheitswesen am Beispiel des 

AKH Wien 
- Systematik der Steuerung ausgegliederter Einheiten und Beteiligungen 
- Förderung flir Kleinunternehmen durch Konjunkturpakete; ERP-K1ein-

kreditprogramm und Programme flir die Länder Kärnten und Vorarlberg 
- Lakeside Science EI Technology-Park GmbH 
- KennzahJenvergleich Volksoper Wien - Komische Oper Berlin 
- Planungs-, Budgetierungs- und Controlling-Tool des Bundes; 

Follow-up-Überprüfung 
- Polizei-Notruf; Follow-up-Überprüfung 
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